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nennen. 


lung der 


Porto Ir, I Sgr. Inſerttonsgebühr für den Raum einer 
fünftheligen Zeile in Petitſchrift 1½ Sgr. 


Nr. 162. Mittag⸗Ausgabe. 


Deutſchland. 


0. K. C. Reichstags- Verhandlungen. 
7. Sitzung des norddeutſchen Reichstages. (3. April.) 


Eröffnung 11% Uhr. Am Tiſche der Bundes⸗Commiſſarien: v. Delbrück, 
v. Pbilippsborn, Graf zu Eulenhurg, v. Puttkammer, Vice⸗Ad⸗ 
miral Jachmann, v. Harbou, br. Curtius, Gildemeiſter u. A. 

Die Tribünen wie das Haus ſind ſchwach beſezt. Es werden wieder 
zahlreiche Uxlaubsgeſuche ertbeilt. Wir zählten 110, ſpater 123 Mitglieder. 

n die Commiſſion zur Vorberathung des Geſetzes, betreffend die Auf⸗ 
hebung der Schuld haft, ſind gewählt: v. Hage meiſter, Vorſitzender, 
Wagner (Altenburg), Stellvertreter, Dr. Aegidi, Schriftführer, v. Scha⸗ 
per, Stelldertreter, Waldeck, Köſter, Lasker, v. Schaper, Runge, v. Salz⸗ 
wedell, Leſſe, Römer, Dr. Friedenthal, v. Auerswald, Windthorſt. 

Präſident Simſon: Von Seiten des Bundesprälidiums iſt die Mit⸗ 
theilung gekommen, daß der Entwurf der Gewerbeordnung im Bundesrath 
ſo weit gefördert iſt, daher am Montag oder Dinstag in das Haus einge⸗ 
bracht werden würde. Mir ſcheint keine Veranlaſſung vorzuliegen, lediglich 
behufs Entgegennahme dieſer Vorlage unſere Sitzungen bis in die Charwoche 
binein auszudehnen. (Zuſtimmung). Ich möchte jedoch das Haus bitten, 
mich zu autoriſiren, den Druck und die Vertheilung der Vorlage auch wäh⸗ 
rend der Ferien zur Ausführung zu bringen. (Zuftimmung) Ich möchte 
aber vorſchlagen, daß das Haus ſchon heute über die geſchäftliche Behand⸗ 
orlage Beſchluß faſſen möge. uf ne 
Das Haus beſchließt, die Vorlage der um 14 Mitglieder verſtärkten Com⸗ 
miſſion für Handel und Gewerbe zu überweiſen. Dieſe 14 Mitglieder ſollen, 
alls morgen keine Sitzung mehr ſtattfindet, heute Nachmittag, im anderen 

alle morgen vor der Sitzung gewählt werden. we: 

Vom Abg. Reincke und der Fortſchrittspartei wird beantragt, in die 
Verfaſſung des norddeutſchen Bundes nach Art. 23 nachſtehenden Axt. 23a. 
einzufügen: „Der Reichstag hat das Recht, Behufs feiner Infor: 
mation Commiſſionen zur Unterſuchung von Thatſachen zu er: 
Die Behörden ſind gehalten, dieſen Commiſſionen 
bei Ausübung ihrer Amtspflicht innerbalb der Grenzen ihres 
Commiſſoriums, die geforderte Unterſtützung zu gewähren.“ 

Der Antrag wird zur Vorberathung im Plenum geſtellt. 

Der Bräfident berlieſt darauf die bereits bekannten Schriftſtücke aus 
Band und New⸗Orleans, mit denen dem Reichstage von den Deut: 
chen in New⸗Orleans eine von dortigen deutſchen Frauen geſtickte ſeidene 
norddeutſche Bundesfahne überſandt wird, mit der Bitte, fie in dem 
Berathungsſaale aufzuhängen. a 

Präſident Simſon (fortfahrend): Die Fahne ſteht zunächſt in einem 
Zimmer des Hauſes zur Anſicht der Mitglieder. Sie führt die —.— des 
norddeutſchen Bundes und trägt die Inſchrift: „Dem deutſchen Parlament 
die Deutſchen in New⸗Orleans 1867.“ — Der Geſammtporſtand des Hauſes 
darf wohl vorausſetzen, daß das hohe Haus dies beredte Zeugniß wärmſten 
Antbeils an der Fortentwickelung unſeres deutſchen Vaterlandes, das von 
Seiten ehemaliger Landsleute von jenſeits des Oceans kommt, mit hoher 
Befriedigung aufnehmen wird, und bittet, ihn zu ermächtigen, den deutſchen 
Männern und Frauen den Dank des Reichstages hierfür auszusprechen und 
der Fahne in dieſen allerdings nur interimiſtiſchen Räumlichkeiten für die 
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ner unſerer Berathungen einen geeigneten Platz anzuweiſen. (Beifall und 
Zuſtimmung.) n 
Von Jean Paul Friedrich Eugen Richter aus Hamburg ſind 20 Exem⸗ 


plare einer Denkſchrift eingegangen, die den Titel führt: „Die Flagge 
deckt die Ladung.“ b 
Dom Abg. Moritz Wiggers (Berlin) ſind zwei, von Mitgliedern der 
Fortſchrittspartel und der national-liberalen Fraction unterſtützte Inter: 
pellationen geſtellt: 
ſt es zur Kenntniß des Bundes⸗Präſidiums gelangt, daß die beiden 
pi urgiſchen Regierungen gefesliche Beſtimmungen erlaſſen haben, nach 
— 10 jüdiſche Glaubensgenoſſen, welche Grundeigenthum erwerben, von 
00 mit deſſen Beſitz verbundenen Rechten der Ausübung der Landſtand⸗ 
aft, der Jurisdiction und eines weſentlichen Theiles der Polizei ausge⸗ 
coe 8 ſind? — Eventuell ob und welche Schritte gegenüber die⸗ 
ine oe Nit Wenn den Neis g beg Wage ſtehenden Vorgehen 
find oder noch beabſichtigt werden. anpeasBräliplums geſchehen 
II. Ob das Bundes⸗Präſidium noch während der gegenwärtigen Seſſion 
des Reichstages den Erlaß eines allgemeinen Wahlgeſetzes und Wahlregle⸗ 
ments für den Norddeutſchen Bund zu veranlaſſen gedenkt? i 
Hr. v. Delbrück erklärt ſich ſofort zu ihrer Beantwortung bereit. 
Abg. Wiggers bittet jedoch, da ſie noch nicht auf die heutige Tages- 
ordnung geſeßt ſind, er deshalb nicht geglaubt, daß ſie heute ſchon zur Be 
rathung kommen würden und deshalb die zu ihrer Begründung erforderlichen 
tatertalien nicht mitgebracht habe, die Verhandlung bis zur nächſten 
itzung zu vertagen, was auch geſchieht. 
Vor der Tagesordnung bringt Abg. Waldeck den Umſtand zur Sprache, 
daß der Präſident bei der Verkündigung des Reſultats der geſtrigen Ab: 
ſtimmung über den Waldeck ſchen Antrag (betreffend die Diäten) die Be: 
rathung deſſelben, da die Vorberathung denſelben abgelehnt habe, über: 
haupt für erledigt erklärt habe. Redner erhebt gegen dieſe Auffaſſung unter 
ezugnahme auf die §§ 15 und 16 der Geſchäftsordnung Widerſpruch. Die 
Vorberathung im Plenum ſei formell daſſelbe wie die Vorberathung in der 
ommiſſion, die Beſchlüſſe derſelben müſſen daher, ob fie nun negativer oder 
poſitiver Natur ſeien, in jedem Falle noch zur Schlußberathung geſtellt werden. 
Präſident Dr. Simſon erkennt an, daß die Geſchäftsordnung die vom 
orredner vorgetragene Auslegung zulaſſe, it jedoch der Meinung, daß die 
ſtillſchweigende Vorausſetzung der angezogenen SS 15 und 16 die ſei, daß 
ein materieller Beidituß, der etwas anderes als die bloße Negirung der Vor: 
lage enthalte, vorliegen müſſe, um für denſelben die Schlußberathung ein: 
treten zu laſſen. Er ſchlägt vor, die Frage zur Begutachtung der Geſchafts⸗ 
ordnungs⸗Commiſſion zu überweiſen. 
Abg. Irhr. v. Vincke (Mors) ſchließt ſich, um das Principielle dieſer 
Bat die allerdings zweifelhaft ſei, zu entſcheiden, dem Vorſchlage des Prä⸗ 
d 
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enten an, hält aber den concreten Fall dadurch für erledigt, daß am geſtrigen 
age dem Präſidenten, nachdem dieſer feine Anſicht kundgegeben, — 5 Hauſe 
aus nicht wiverſprochen worden ſei. \ 
bg. v. Bernuth beantragt, mit Verweiſung dieſer Frage an die Ge⸗ 
ſchäftsordnungs⸗Commiſſion bis dahin zu warten, daß dieſe ihren Bericht 
über den Lasker⸗Tweſten'ſchen Antrag erſtattet habe. 
Abg. Tweſten widerſpricht dem Abg. v. Vincke, daß der concrete Fall 
bereits entſchieden ſei. Der Proteſt des Abg. Waldeck gegen die Auffaſſung 
— enden fe im Gegentheil die Frage zu einer offenen, die erſt 
n ſei. 
Das Haus beſchließt, von einer Verweiſung der Frage an die Geſchäfts⸗ 
ordnungs⸗Commiſſion zur Begutachtung des Prinzips vorläufig Abſtand zu 
nehmen, im Speciellen aber den Waldeck ſchen Antrag, betr. die Ertheilung 
von Diaͤten an die Mitglieder des Reichstages, noch einer Schlußberathung 
zu unterwerſen. — Gegen den letzteren Punkt ſtimmten u. A. die Abgeord⸗ 
neten Braun (Wiesbaden) und Oetker. 
Auf der Tagesordnung ſteht zunächſt die Schlußberathung über den Ge⸗ 
ſetzentwurf, betreffend die Unterſtützung der bedürftigen Fa⸗ 
milien zum Dienſt einberufener Mannſchaften der Erſatz⸗ 
Reſerve. Sein einziger Paragraph lautet: „Das durch die Verordnung 
vom 7. November 1867 § 2 Nr. 5 im ganzen Bundesgebiete eingeführte 
Geſetz, betr. die Unterſtützung der bedürftigen Familien zum Dienſte einbe⸗ 
rufener Reſerve⸗ und Landwehr⸗Mannſchaften vom 27. Februar 1850, findet 
auch auf die bedürftigen Familien der zum Dienſte einberufenen Mannſchaf⸗ 
ten der Erſat⸗Reſerve Anwendung.“ 
Referent Dr, 


tellt werden müſſen, 
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pflichtung der Kreis⸗Communen. Es müſſe die Frage erwogen werden, 
ob ein Minimal⸗Unterſtützungsſatz für die ganze Monarchie ſich rechtfertige. 
Ferner müſſe geſorgt werden für den Fall relativer Ueberbürdung 
in der Weiſe durch Ausgleichung abſoluter Ueberbürdung der Ueber⸗ 
nahme auf die Staatskaſſe. Ferner erfordere die Gerechtigkeit 
die Gleichſtellung der Reſerve und Landwehrmannſchaften hinſichtlich der 
e zunächſt auf adminiſtrativem, ſodann auf 
geſetzgeberiſchem Wege. Referent beantragt Annahme des Geſetzent⸗ 
wurfs, wünſcht aber zugleich, daß von Seiten des Bundeskanzleramtes den 
vorgetragenen Wünſchen Genüge geſchehe. Mi aut 
Bundescommiſſar v. Puttkammer erkennt die Reviſionsbedürftigkeit 
dieſes Zweiges der Geſetz an. Die Regierung werde namentlich die 
im letzten Kriege ſtattgehabten ittelungen einer ſorgfältigen Prufung un⸗ 
terwerfen und danach ſich entſcheiden, ob ſie ihrerſeits die Initiative zu einer 
umfaſſenden Reviſion ergreifen ſolle. Den Wegfall übrigens des Minimums 
hält Redner durchaus nicht für empfehlenswerth. Be \ 
Abg. v. Wedemeyer: Es gäbe Verhältniſſe, wo die im Geſetze fixir⸗ 
ten Minimalſätze reine Verſchwendung ſeien, was namentlich für die öftli- 
chen Provinzen gelte. Die Commiſſtonen fänden daher oft dieſe Minimal⸗ 
ſätze zu hoch und verweigerten in Folge deſſen jede Unterſtützung. So gebe 
das Minimum nur Veranlaſſung zu Herten. 
Der Geſetzentwurf wird darauf einſtimmig angenommen. 
Es folgt die Schlußberathung über die Poſtverträge des Bundes mit 
Oeſterreich, Norwegen, den Vereinigten Staaten von Nordame⸗ 
ika, den ſüddeutſchen Staaten und Luxemburg; desgleichen über den Poſt⸗ 
Be Bundes und der ſüddeutſchen Staaten einerſeits und Oeſterreich 
andererſeits. \ 
Abg. v. Unruh als Referent befürwortet die unveränderte Annahme der 
Verträge, indem er die Schnelligkeit des Abſchlu ſes derſelben lobend aner⸗ 
kennt und auf die dadurch angebahnten Fortſchritte im Poſtweſen hinweiſt. 
Was ſpeziell die drei letztgenannten Verträge betreſſe, die im Weſentlichen 
übereinſtimmen, jo ſeien durch dieſelben einheitliche Belt mmungen über die 
Taxirung und Behandlung der Poſtſendungen im gegenſeitigen Verkehr der 
ſämmtlichen bezeichneten Gebiete getroffen. Die Anwendung des Einheits⸗ 
Portoſatzes von 1 Silbergroſchen für den einfachen unfrankirten Brief ſei 
auf einen größeren Kreis erweitert, der Grundſatz der Tranſufreiheit im 
Wechſelverkehr aller genannnten Gebiete durchgeführt, eine weſentliche Er⸗ 
leichterung in der Tare und den Verſendungsbedingungen für Druckſachen 
und Waarenproben gewonnen, das Poſtanweiſungs⸗Verfahren (unter Reſer⸗ 
ofrung des ſpäteren Beitritts zu dieſem Austauſch für Oeſterreich) eingeführt, 
zie Gebühr für den Zeitungs⸗Poſtdebit ermäßigt, der Fahrpoſttatif des nord: 
deutſchen Bundes auch für den Wechſelverkehr mit Süddeutſchland und 
Deſtexreich, unter Aufrechthaltung des bewährten Syſtems der Gemeinſchaft⸗ 
lichkeit der Fahrpoſt⸗Einnahmen, unverändert eingefügt, ſowie die Geſammt ; 
heit der Beſtimmungen des vorddeutſchen Poſtgeſetzes über die Garantie- 
Verbindlichkeit der Poſtverwaltung ebeufalls für die n N der ge⸗ 
nannten Gebiete unter einander als maß ebend angenommen. Bezüglich der 
Geſtaltung der Vertragsperhältniſſe zu fremdländiſchen Poſtverwaltungen 
ſeien geeignete grundſatzliche Verabredungen getroffen. 
Der Vertrag mit Luxemburg habe die Fahrpoſt nicht umfafien können, 
weil hier nur eine Staats⸗Briefpoſt⸗Anſtalt beſtehe. 
In gleicher Weiſe gewähre der Verteag mit Norwegen bedeutende Er⸗ 
leichterungen: Der einfache frankirte Brief, welcher jetzt für den überwiegen: 
den Bereich des Verkehrs 6 Sgr. koſte, werde künftig nur einem Porto von 
3% Sgr. unterliegen. Für den Austauſch der Waarenproben und Druck⸗ 
iachen ſeien ermäßigte Sätze und günſtige Verſendungs⸗Bedingungen ſtipu⸗ 
litt. Das Verfahren der Vermittelung, leinerer Zahlungen durch Poſtan⸗ 
weiſungen werde auch im Austauſch mit Norwegen in Wirkſamkeit treten. 
Bezüglich der Fahrpoſtſendungen ſei auf eine Vereinfachung der Tarife und 
eine Gleichſtellung derſelben für die verſchiedenen Routen und Jahreszeiten 
Bedacht genommen. In gleicher Weiſe ſei durch die übrigen Verträge ein 
weſentlicher Fortſchritt angebahnt und er empfehle deshalb die unveränderte 
Annahme derſelben. a 4 
Zu dem Vertrage mit Norwegen äußert Dr. Becker, ein Bedenken im 
Intereſſe der Preſſe. Art. 12 behalte der Regierung das Recht vor, nicht 
nur die geſetzlich unſtatthaften Preßerzeugniſſe vom Vertriebe auszuſchließen, 
ſondern 1 die Lieferung oder den Abſatz von Zeitungen im Poſtde⸗ 
bitswege zu beanſtanden. 
General⸗Poſtdirector v. Philippsborn: Dieſe Beſtimmung findet ſich 
in allen von uns mit dem Auslande abgeſchloſſenen Poſtverträgen. Dieſelbe 
ft durchaus nothwendig, daß wir uns dem Auslande gegenüber um jo weni⸗ 
ger zu einem dauernden Vertrieb der Zeitungen im Poſtdebitswege ber- 
pflichten können, als bereits vielfach der Plan in Anregung gebracht worden 
iſt, ſtatt dieſer Art des Vertriebs dem Verleger die Verſendung der Zeitun⸗ 
gen unter Kreuzband zu überlaſſen. PER 

Abg. Dr. Beder: Die a des Herrn Bundes⸗Commiſſarius be⸗ 
ruhigt mich in keiner Weiſe. Die Beſtimmung beſchränkt den Vertrieb der 
gen in einer Weiſe, die den Intereſſen des Publikums durchaus nicht 
entſpricht. 
Die Verträge werden hierauf ſämmtlich einſtimmig genehmigt. 
Es folgt hierauf die Schlußberathung über den Antrag der Abgeordneten 
v. Rabenau und Dr. Stephani, den Bundeskanzler aufzufordern, dahin 
zu wirken, daß in Zukunft ein gleichzeitiges Tagen von territorialen und 
Propinzial⸗Landtagen mit dem Reichstage vermieden werde. 
Referent Abg. v. Hagke: Eine Begründung des vorliegenden Antrages 
bietet ſich Ihnen von ſelbſt in der ſchwachen Beſetzung des Hauſes und in 
der großen Zahl von Urlaubsgeſuchen, die durch die Thätigkeit der Mit⸗ 
glieder an territorialen und J di Ver endunen motivirt wurden. Die 
Blicke aller Deutſchen ſind auf die Verhandlungen dieſes Hauſes gerichtet, 
und wir würden ſelbſt das Intereſſe abſchwächen, wollten wir nicht Alles 
thun, um unſere Sitzungen möͤglichſt vollzählig zu erhalten. Eine Abhilfe 
des erwähnten Uebelſtandes, welche der Antrag bezweckt, würde vielleicht da⸗ 
durch am beiten erreicht werden, daß ein für allemal ein beſtimmter Zeit⸗ 
punkt für den Zuſammentritt des Reichstages feſtgeſetzt wird; ſo lange dies 
nicht geſchehen iſt, kann keiner der verbündeten Regierungen ein begründeter 
Vorwurf gemacht werden. Den Herrn Miniſtern ſelbſt muß es angenehm 
ſein, eine Regelung dieſer Verhältniſſe herbeigeführt zu ſehen, da ſie zum 
großen Theile als Mitglieder des Bundesrathes ebenfalls in einen Conflict 
mit ihrer Thätigkeit bei den Territorial⸗Landtagen gerathen. Sollte ſich ein 
gleichzeitiges Tagen der Einzelvertretungen mit dem Reichstage nicht ver⸗ 
meiden laſſen, ſo müſſen wir wenigſtens die Forderung an unſere Mitglieder 
ſtellen, daß ſie die nationalen Intereſſen den provinziellen und territorialen 
voranſetzen. Ich empfehle Ihnen deshalb die Annahme des Antrages. 
Correferent Graf Schwerin hält den Antrag an ſich für ziemlich un⸗ 
ſchuldig, da derſelbe aber einmal geſtellt ſei, ſo müſſe auch er ſich für den⸗ 
ſelben erklären. 
Bundeskanzler Graf Bismarck: Der Antrag gebt dahin, den Bundes⸗ 
tanzler aufzufordern, er möge dahin wirken, daß in Zukunft ein gleichzeitiges 
Tagen von territorialen und Provinzial⸗Landtagen mit dem Reichstage ver⸗ 
mieden werde. Ich heiße den — lebhaft willkommen und erkläre mich 
ſehr gern bereit, dahin zu wirken. Ob dies allſeitig mit Erfolg der Fall fein 
wird, dafür kann ich nicht bürgen; ich hoſſe es, indeß halte ich mich nicht für 
berechtigt, die Freiheit der Bundesregierungen dahin zu beſchränken. In 
Preußen werde ich meine Stellung im preußiſchen Miniſterium dahin be⸗ 
nutzen, um zu verhüten, daß der gegenwärtig vorgekommene Fall ſich wie⸗ 
derholt. Re hatte vorausgeſehen, daß die Provinzial⸗Landtage zum Theil 
noch mit den Sitzungen des Reichstages zuſammenfallen würden, aber ich 
hatte nicht vorausgeſehen, daß irgend ein Mitglied des Provinzial⸗Landtages 
ſeine Stellung als ſolches dem Mandate 9925 Reichstage den Vorzug geben 
würde, um ſo weniger als jedes Mitglied der Provinzial⸗Landtage einen 
geſetzmäßigen Stellvertreter hat, welcher jederzeit in Fällen der Behinderung 
einberufen werden kann. (Beifall.) Ebenſo bin ich überraſcht geweſen, daß Beamte, 
ohne ſich der Zuſtimmung der vorgeſetzten Behörden darüber zu vergewiſſern 
dienſtliche Hinderniſſe vorgeſchützt haben, um hier ihren Sitz nicht einzuneh⸗ 
men. Wenn ich auch darüber mir eine kleine Bemerkung erlauben darf, ſo 
glaube ich, daß der Reichstag ſehr nachſichtig in Bewilligung von Urlaubs⸗ 
geſuchen geweſen iſt. Wenn ich die Ehre gehabt hätte Mitglied dehnt Hauſes 
zu ſein, ſo würde ich faſt alle eingegangenen Urlaubsgeſuche abgelehnt haben, 
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Erpeditien- Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Boſt⸗ 
Unſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. — 


Sonnabend, den 4. April 1868. 


die nicht durch Krankheitsfälle motivirt ſind. Denn meines Erachtens muß 
die Theilnahme an den Berathungen des S et für jedes Mitglied in erſter 
Linie ſtehen; wenn Jemand die Ehre gehabt hat, zum Abgeordneten in den 


Reichstag gewählt zu werden, ſo hat er keine dringendere Geſchäfte, als hier 


anweſend zu ſein und hier ſein Mandat auszufüllen. (Bravo.) . 
Abg. Pr. Stephani: Unſer Antrag fol dem Gedanken Ausdruck ge⸗ 
ben, daß das Ganze vor den einzelnen Theilen den Vorzug haben ſoll. Nicht 
die Nation hat den Particularvertretungen zu folgen, ſondern umgelehrt; 
ebenſo wie nicht Jemand eine Reiſe unternehmen und Hand oder Fuß zu 
Hauſe laſſen kann. Die * — 1 der einzelnen Stagten trifft allerdings 
der Vorwurf nicht, und namentlich ift die ſächſiſche Regierung von aller 
Schuld frei zu ſprechen, da fie nicht vorausſetzen konnte, daß die Berathun⸗ 
gen des bereits vor langer Zeit einberufenen Landtages ſo viel Zeit in An⸗ 
ſpruch nehmen würden. enn wir auch nicht im Wege der Geſetzgebung 
das gleichzeitige Tagen der Einzelvertretungen mit dem Reichstage verbieten 
wollen, ſo halte ich den Reichstag doch auch hierzu berechtigt. 
dürfen wir verlangen, daß unſere Mitglieder unſern Berathungen den 
Vorzug geben, und ich würde es für ganz geeignet halten, wie in England 
im Hauſe einige Separatzimmerchen für diejenigen Mitglieder bereit zu hal⸗ 
ten, die den Beſchlüſſen des Reichstages nicht Solge leiſten. (Heiterfeit.) 
Bundeskanzler Graf Bismarck: Ich habe keineswegs die Abſicht ge⸗ 
habt, die Berechtigung des Reichstages, dieſe Motive auch auf dem Wege 


der Geſetzgebung in die Hand zu nehmen, irgendwie in Zweifel zu ziehen, 


ſollten die Anträge auch bis zur vollen Höhe engliſcher Strenge dabei gehen. 


z 


Jedenfalls 


Ich habe nur ſagen wollen, daß dieſe Form der Beſchlußfaſſung mir eine 


weitere Autorität nicht verleihen würde, als der Einfluß, der mir ohnehin 
zu Gebote Pa: y zweifle aber nicht daß dieſer Einfluß ausreichen würde, 
wenn derſelbe durch ein Votum des Reichstages unterjtüst wird. f 
Abg. Tweſten: Ich hoffe, daß wir durch Annahme des Antrages unſern 
Zweck genügend erreichen werden, namentlich wenn der Herr Bundeskanzler 
in feiner nicht einflußloſen Stellung uns feine Unterftügung zuſichert. Den 
Weg der Bundesgeſetzgebung halte auch ich für ſchwierig und bedenklich, da 
ſich ein gleichzeitiges Tagen der Landtage mit dem Reichstage nicht unter 
allen Umftänben vermeiden laſſen wird. For den wichtigſten Schritt hierzu 
halte ich die Pascha bed her Sa für den Norddeutſchen Bund, und 
da der Graf Bismarck im preußiſchen Abgeordnetenhauſe eine Verlegung 
des Etatsjahres für Preußen in ernſtliche Erwägung zu ziehen verſprochen 


hat, wird hierbei hoffentlich die Feſtſetzung deſſelben auch für den Norddeut⸗ 


ſchen Bund nicht unberückſichtigt bleiben. Auf dieſe Weiſe würde den Ein⸗ 
zelregierungen der befte Anhalt gegeben ſein, um in Zukunft Colliſienen in 
den parlamentariſchen Berathungen zu vermeiden. Der Abg. v. Rabenau 
bedauert, daß Graf Schwerin die Behauptung, daß der Antrag unſchuldiger 
Natur ſei, nicht näher begründet habe, die Möglichkeit einer Widerlegung ſei 
ihm dadurch genommen. Er empfiehlt ſodann noch einmal ſeinen 
der darauf mit großer Majorität angenommen wird. f a 

Es folgt die Vorberathung über den Antrag Lasker auf Erlaß eines 
Geſetzes, betreffend die Nichtverſolgbarkeit der Mitglieder der Landtage und 
Kammern, welches lautet: „Kein Mitglied eines Landtages oder einer Kam⸗ 
mer eines zum Norddeutſchen Bunde gehörigen Staates darf zu irgend einer 
Zeit wegen ſeiner Abſtimmung oder wegen der in Ausübung ſeines Beru⸗ 
ſes gethanen Aeußerungen gerichtlich oder disciplinariſch verfolgt, oder ſonſt 
außerhalb der Verſammlung, zu welcher es als Mitglied gehört, zur Ver⸗ 
mtwortung gezogen werden“ 

Vom Abg. v. Seydewitz (Bitterfeld) iſt der Antrag auf einfache Ta⸗ 
gesordnung geſtellt worden. 

Nach der Geſchäftsordnung darf über einen ſolchen Antrag nur ein Red⸗ 
ner für, einer gegen ſprechen. 1 

ur den Antrag erhält das Wort 
bg. v. Seydewitz: Der Antrag 

die Competenz des N und der Bundesgeſetzgebung. — Die Beſtim⸗ 
mung des Antrages, daß Niemand ꝛc. „disciplinariſch“ verfolgt werden 
dürfe, enthalt einen Eingriff in die Disciplinargeſetzgebung der Staaten. In 


der ganzen Bundesverfaſſung ift keine Beſtimmung zu finden, die der Bundes⸗ 8 


Geſetzgebung das Recht einräumt, in die Beamtendisciplin einzugreifen. 
Läßt man aber das Wort aus, ſo verliert der Antrag ſeine Hauptbedeutung. 
— Sodann ſchließt der Antrag die gerichtliche Verfolgung der Landtags⸗ 
Mitglieder ꝛc. aus. Der Art. 4 Nr. 13 der Bundes verfaſſung zieht nun 
allerdings das Strafrecht zur Competenz der Bundesgeſetzgebung. Ich 
habe mir aber vergeblich Sur gegeben, irgend ein Strafrecht zu finden, wo 
ein Paſſus ſich fände, der auf den Antrag 15 bezieht. Der Antrag hat mit 
dem Gebiete des Strafrechts gar nichts zu thun. Die 
nicht auf ſtrafrechtlichen, 955 auf ſtaatsrechtlichen rundſätzen; 
Beſtimmungen darüber ſtehen deshalb auch nicht in den Strafgeſetzen, fon: 
dern in den Verfaſſungen der Einzelſtaaten. Der conſtituirende Reichstag 
hat durchaus die Abſicht gehabt, die Competenz des Reichstages zu begren⸗ 
zen und nicht Alles in ſeinen Bereich zu ziehen. Will man aber die vor⸗ 
liegende Frage zum „Strafrecht“ ziehen, ſo kann man alles Mögliche unter 
das Strafrecht bringen, z. B. die ganze Ehegeſetzgebung ꝛc. Ich glaube aber, 
daß alle Seiten dieſes Hauſes ein Intereſſe daran haben, ſich vor ſo weit⸗ 
gehenden Interpretationen zu hüten. 

Auch die Rückſicht auf die ſüddeutſchen Staaten gebietet die Annahme 
meines Antrages. Die . zeigen vielfache Furcht davor, von hier 
aus ee zu werden; ſie legen großen gi darauf, ihre ſtaatliche 
Selbſtſtändigkeit aufrecht Ki erhalten. Wenn wir aber nach der Weiſe des 
Herrn Antragſtellers alle Paragraphen der Bundesverfaſſung auslegen woll⸗ 
ten, ſo würde jede ad) feit ber e aufhören. Ein ſolches 
Vorgehen würde aber für die ſüddeutſchen Staaten nicht lockend wirken zum 
Eintritt in den norddeutſchen Bund. — Der einzige ſtichhaltige Grund, den 
man überhaupt für die materielle Seite des Antrags beibringen kann, iſt die 
Herſtellung der Souberänetät der Volksvertretung. Wir haben dieſe 
Souveränetät hier im Reichstage; wir thun aber wohl nicht gut, wenn wir 
neben dem Reichstage noch eine ganze Reihe von ſouveränen Verſamm⸗ 
lungen ſchaffen. Dieſe Verſammlungen könnten uns dies Geſchenk leicht mit 
Undank lohnen und ihre Souveränetät gegen die nationalen Zwecke und die 
ruhige Entwickelung des Reiches und der A d anwenden. — 
Aus dieſen Gründen bitte ich um Annahme meines Antrags, der die f chärfſte 
Form der Ablehnung des Antrags Lasker enthält. 


Abg. Miquel (gegen den Antrag auf T.⸗O.): Die Bedenken des Vor⸗ 
redners in Betreff der Competenz des Reichstags ſind juriſtiſch vollkommen 
unbegründet. Das Strafrecht gehort unzweifelhaft zur Competenz der Bun⸗ 
desgeſetzgebung, und der vorliegende Antrag behandelt unzweifelhaft einen 
Gegenſtand des Strafrechtes; er ſetzt Strafausſchließungsgründe für Vers 
eg feſt, welche in allen deutſchen Strafgeſetzbüchern als ſtrafbar hingeſtellt 
ind. In welches Geſetzbuch dieſer Antrag aufgenommen wird, kann dabei 
gleichgültig fein; er len dun unzweifelhaft zu unſerer Competenz. Auch die 
Disciplinarſtrafen fallen mit in das Strafrecht, um fo mehr, wenn fie fallen 
in die Folgen einer auch ſonſt ſtrafbaren Handlung. -- Selbſt wenn aber 
auch die a zweifelhaft fein ſollte, müſſen wir uns bemühen, 
die Competenz des Bundes reſtrictiv zu interpretiren. Dadurch unterſcheiden 
wir uns ja eben vortheilhaft vor dem alten Bundestag, daß wir ſelbſt 
Zen unſerer eigenen a und nicht an die Inſtructionen der 
Kleinſtaaten gebunden. Die Beſtrebungen, die Competenz des Bundes ſo 
ſehr einzuſchränken, hindern den Bund an feiner Entwi elung und ente 
Ha meiſt aus bundesfeindliher Tendenz. Haben wir nun alſo im 

(gemeinen die Pflicht, die Competenz des Reichstages zu erweitern, ſo 
haben wir es um fo mehr in der er Frage, die im Intereſſe der 
Rechtsentwickelung in Deutſchland ſchon längſt in dem Sinne des Antrags 
entſchieden ſein ſollte. Die Annahme eines ſolchen Antrags wird wahrlich 
die Suͤddeutſchen nicht abſchrecken, ſondern erſt recht heranziehen, wenn fie 
ſeben, daß die Bundesverfa ung nicht nur die materiellen Vortheile der 
Nation fördert, ſondern auch die nothwendige Sicherheit feſtſtellt. N 

Wenn der Herr Vorredner fürchtet, daß die Volksvertretungen der Ein: 
zelſtaaten dies ihr Vorrecht gegen uns 
wickelung mißbrauchen könnten, 
zum Einheitsgedanken der Nation. 
wenn wir die 
fie vom particulariſtiſchen Druck der Regierungen befreien, 
Einheitsgedanken zu Gute kommt. Die particulariſtiſche 


ſo Wi er damit ein ſchlechtes Vertrauen 
ir ſind im Gegentheil überzeugt, daß 


dies lediglich dem 
Partei in Süd⸗ 


Volksvertretungen der Einzelſtaaten unabhängig binftellen und 


ntrag, 


Lasker überſchreitet in jeder r Bene x, 


ganze Frage baſirt 


ſelbſt und gegen die nationale Ent⸗ 
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deutſchland mag ſich vielleicht dagegen fträuben, die Partei aber, auf bie 
wir rechnen, die liberale und deutſche Partei, würde die Annahme des An⸗ 
trags mit Freuden begrüßen. (Beifall. 
Weimariſcher Bundes⸗Commiſſar v. Watzdorf: Ich glaube wohl, daß 
man durch eine künſtliche Interpretation dahin gelangen kann, daß das ganze 
Strafrecht zur Competenz des Bundes und daß dieſer Antrag in's Bereich 
des Strafrechts gehöre. Ich muß aber der Anſicht widerſprechen, daß es 
den Intentionen der Verfaſſung gemäß ſei, jetzt nur in die Berathung eines 
einzelnen Theiles der Strafgeſetzgebung einzugehen. — Die Auffaſſung des 
letzten Redners, daß es unter den gegenwärtigen Verhältniſſen im deutſch⸗ 
nationalen Intereſſe liege, die Competenz des norddeutſchen Bundes nach 
Möglichkeit zu erweitern, erſcheint mir nicht richtig. Ich kann mich wohl 
nach meiner ſehr langen Erfahrung rühmen, ein gutes deutſches Herz zu 
haben, und werde immer, wo eine Colliſion zwiſchen dem großen Ganzen 
und den kleinen Gliedern eintritt, das Kleine dem Großen opfern. In 
dieſem Augenblicke ſtehen wir aber nicht ſo, Nach dem was wir im vorigen 
Jahre 11 — haben, müſſen wir fürs Erſte durch Einrichtungen den ein⸗ 

zelnen Gliedern das Leben im großen Staate möglich machen. as die 
Geſchichte weiter entwickelt, können wir dann ruhig abwarten. Aber daß 
dadurch, daß vor Allem eine Ausdehnung der Competenz beliebt wird, dem 
großen Ganzen nicht geholfen wird, ſcheint mir keinem Zweifel zu unterlie⸗ 
gen. bin weit entfernt, dem Vorredner irgendwie das Gefühl für das 

Große und Ganze abzuſprechen; aber ich möchte mich auch dagegen ver⸗ 
wahren, daß er Jedem, der anderer Meinung iſt, als er, bundesfeindliche 

„Tendenzen zuſchreibt; ich möchte mich wenigſtens Namens der Regierung, die 
ich hier vertrete, gegen eine ſolche Inſinugtion verwahren. Es ſcheink mir 
jetzt nicht die Aufgabe des Reichstags zu ſein, ſeine zweifelhafte Competenz 
über das Maß hinaus auszudehnen, ich bitte deshalb, den Antrag auf ein⸗ 
fache Tagesordnung anzunehmen. i ! 

Darauf wird der Antrag v. Seidewitz auf einfache Tagesord⸗ 
nung abgelehnt; dagegen ſtimmen die Linke, die National⸗Libera⸗ 
len, die freie parlamentariſche Vereinigung (v. Bockum⸗Dolffs und Ge⸗ 
noſſen), einzelne Altliberale, wie v. Bernuth, und einzelne Freiconſervative, 
u. A. Aegidi, auch Freiherr v. Rothſchild; dagegen die Conſervativen, 
die beiden Vincke's, Windthorſt u. A. g 

bg. Dr. Aegidi: Ich bin gewiß für gewiſſenhafte Innehaltung der 
Compekenz, aber man ſoll darin auch nicht zu weit gehen, wie das der Abg. 
v. Seydewitz thut, welcher fortwährend Strafrecht und Strafgeſetzbuch ver⸗ 
wechſelt. Nicht die Codification des Strafrechts allein, ſondern alle Materien, 
die das Strafrecht berühren, gehören zu unſerer Competenz, und alle die 
Schauergeſchichten, die uns Herr v. Seydewitz vorführt, können uns daher 
ungerührt laſſen. Was die Sache ſelber betrifft, ſo befindet ſich auch hier 
Herr v. Seydewitz in einem Irrthume: nicht um Souveränetätsrechte han⸗ 
delt es ſich hier, ſondern um die Gerechtſame, die jedem Parlamente als 
olchem zukommen müſſen. Was iſt Redefreiheit? Man hat geſagt, Rede⸗ 
eiheit ſei das Recht, zu verleumden, das iſt abgeſchmackt. Die Redefreiheit 
beſteht in dem Rechte der Mitglieder, frei von dem Verdacht zu ſein, als könnte 
an dieſer oder einer ähnlichen Stelle irgend ein Mitglied je die Abſicht haben, zu 
verleumden, das iſt die praesumptio juris et de jure, der dolus wird an⸗ 
möglich gemacht und damit jedes durch die Redefreiheit zu begehende Ver⸗ 
brechen. Dieſe Redefreiheit halte ich für ein unerläßliches Recht jeder Volls⸗ 
vertretung und darum bitte ich um Annahme des Antrages. 

Abg. Windthorſt: In der Materie bin ich mit den Antragſtellern 
durchaus einverſtanden, auch ich halte die Redefreiheit für ein unerläßliches 
Privilegium jedes Volksvertreters, wenn ich auch der Meinung bin, daß 
innerhalb des Hauſes, für welches die Redefreiheit gegeben werden ſoll, die 
nöthigen Mittel vorhanden ſein müſſen, etwaigen Ausſchreitungen entgegen⸗ 
zutreten. Nichtsdeſtoweniger bin ich gegen den Antrag, weil derſelbe nach 
meiner Anſicht die Competenz des Hauſes überſchreitet. Es handelt ſich hier 
darum, eine Ausnahme von einer kriminalgeſetzlichen Beſtimmung zu machen. 
Dieſe Ausnahme fließt aber nicht aus kriminalxechtlichen Erörterungen, on: 
dern allein aus politiſchen Erwägungen. Und hierin ſehe ich das Ueberſchrei⸗ 
ten der Competenz. Ich mißbillige aber den Antrag außerdem aus dem 
Grunde, weil derſelbe eine Umgehung des preußiſchen Herrenhauſes enthält, 
weil man auf 24 59 Umwege den Widerſtand jenes Faktors der preußiſchen 
Geſetzgebung brechen ſoll. Das ſcheint mir nicht paſſend zu ſein. 

Abg. Dr. Braun empfiehlt den Antrag. yet in ruhigen Zeiten müſſe 
der Bund intenſiv wirthſchaften, d. h. auf den Grundlagen, die im Jahre 
1867 in der Verfaſſung gelegt ſeien, weiter arbeiten. Es handele ſich darum, 
den Keim der Redefreiheit, ver in der Reichsverfaſſung liege, ſo auszubilden, 
daß er nicht nur dem Reichstage, ſondern auch jedem Einzellandtage zu Gute 
komme. Allerdings empfehle man die Redefreiheit mit politiſchen Erwägun⸗ 
gen, aber darum höre dieſe Materie nicht auf, auch in das Gebiet des Stra⸗ 
rechtes zu gehören. Sehr viele Beſtimmungen des Strafgeſetzbuches ſeien 
von nichts als politiſchen Erwägungen diktirt, hörten aber deswegen nicht 
auf, Theile des Strafrechtes zu ſein, daß man das Herrenhaus mit dieſem 
Antrage umgehe, wird man gewiß nicht mit Grund uns vorwerfen; wir 
können mit Fu und Recht jagen: Flectere si nequeo Acheronta, superos 
movebo (Heiterkeit). Und iſt dieſer Antrag wirklich ein Eingriff in die Ein⸗ 
elverfaſſungen, nun, Eingriffe dieſer Art werden, ſich die Einzel⸗Landtage 
Kon gefallen laſſen. Abg. v. Seydewitz wird im Intereſſe der ehe 
gegen den Antrag ſtimmen. Grade durch die unbeſchränkte Redefreiheit 
werde die individuelle Freiheit aufs Gröbſte verletzt. 

Bundeskanzler Graf Bismarck: Ich begrüße den Antrag, weil er von 
der Seite kommt, von der er kommt, als einen Beweis des Eortfäpeitenben 
Vertrauens zu der Art, wie die Bundesinſtitutionen ſich entwickeln werden. 
Wenn ich mich nicht irre, ſo war man bei der Berathung der Verfaſſung 
nicht ganz zweifellos über das Maß der Einwirkung, welche man der Bundes: 
Geſetzgebung gef die Einzelverfaſſungen beilegen ſollte; man war nicht ganz 
rei von der Be oraniß, daß dieſe Verſammlung unter Umſtänden eine Zu: 
ammenſetzung haben könnte, welche die Möglichkeit einer Annäherung an 
die Karlsbader Beſchlüſſe nicht Hanz ausſchloͤſſe; man 1 0 05 daß der Spieß, 
den Sie jetzt in die Hand nehmen, ſich unter Umſtänden auch umdrehen 
konnte. Na freue mich, daß die Herren von dieſer Befürchtung fo glücklich 
gebeilt worden ſind, daß ſie, wie der vorliegende Antrag zeigt, bereits die 
Hoffnung hegen, die Landesgeſetze durch die Bundesgeſetzgebung verbeſſern 
u können, und fo lange ich an dieſer Stelle mich befinde, ſollen Sie ſich 
In dieſer Meinung nicht getäufcht ſehen. Was meine Stellung zu dem ma: 

teriellen Inhalte des Antrages a betrifft, ſo habe ich mich an dieſer 
Stelle ſchon öfter darüber guszuſprechen Gelegenheit gehabt. Ich halte es 
im Ganzen für keine Wohlthat, wenn ein Theil unſerer Mitbürger mit dem 
Nechte begabt wird, in gewiſſen Räumen und zu gewiſſen Gelegenheiten die 
Anderen zu verleumden, ohne daß dieſe dafür eine Remedur finden können. 

Ich halte die Annahme deſſelben für ein Uebel, aber für ein ſolches, das 
ich unter Umſtänden mit in den Kauf nehme, um einen höheren Preis, um 
den Frieden hier im Reichstage, um den Frieden in einem großen Lande 
herzuſtellen. Ich würde es noch lieber ſehen, wenn dieſe Redefreiheit etwas 
modificirt wäre, etwa wie fie in dem nächſt Preußen größten Bundesſtaate, 
in Sachſen, beſteht, wenn die Redefreiheit limitirt würde gegenüber denjeni⸗ 
gen, die ſich außerhalb des Hauſes befinden; die Miniſter mögen das anhö⸗ 
ren, was man ihnen ſagt, ſie müſſen ſich je ſo Manches gefallen laſſen, ſie 
können ſich vertheidigen und es braucht ſchließlich Niemand Minifter zu wer⸗ 
den; aber diejenigen, die außerhalb des Hauſes ſtehen, möchte ich gern be⸗ 
chützt ſehen. Trotzdem mein Wunſch keinen Ausdruck in dem vorliegenden 

ntrage gefunden hat, würde ich denſelben doch annehmen, wenn er ſich als 
das in feiner Form chargkteriſirte, was er in der Sache iſt, nämlich als 
einen Ausdruck des Unwillens darüber, daß die Sache, die man durch dieſen 
Antrag zu erreichen hofft, in Preußen ſo langſam geht. ch würde den An⸗ 
trag annehmen und im Bundesrathe empfehlen können, wenn er in ſeinem 
Eingange etwa ſo lautete, daß kein Mitglied des preußiſchen Landtages 
u. 5 w. zur Rechenſchaft geaogen werden könne. Dann trüge ih die Ver: 
onttoortlichleit in Preußen dafür allein, und ich habe ſchon oben elagt, daß 
ich die Sache für nicht ſo bedeutend halte, daß ich darüber den Frieden im 
Lande weiter trüben wollte. Eine andere Frage aber iſt die, ob wir unſern 
Bundesgenoſſen die Sache im Wege der Geſetzgebung aufdringen ſollen. 

Beneficia, wendet man ein, wenn dies ein benelleium iſt, naß opponuntur, 
aber Nachtheile. wenn ſie als ſolche beurtheilt werden — und mir iſt von 
mehr als einer Degierunn dieſe Auffaſſung begegnet — ſollen wir gewiß um 
jo mehr zurückhalten. Ich wurde die weitere Entwickelung dieſer Fra e nur 
der Autonomie der einzelnen Stagten überlafien und würde zurückſchrecken 
vor dem Gedanken, — ich will nicht zählen, aber auf 50.—90 ſchätze ich die 
Verſammlungen ganz gewiß, denen wir mit Annahme dieſes Antrages, das 
Privilegium, das von einem der Herren Vorredner als das der Souveränität 
bezeichnet iſt, beilegen würden. Ich betrachte die Redefreiheit als eine hohe 
Auszeichnung, und ob wir dieſe Auszeichnung wie dem Reichstage, ſo au 
allen Landtagen, Provinzial und Communal⸗Landtagen verleihen ſollten 
halte ich doch für ſehr zweifelhaft. Wir kommen damit dahin, daß wir ſpäter 
einmal vielleicht auch jeder Wahlverſammlung und Volksverſammlung dieſelbe 
Redefreiheit geben müſſen, denn alle Gründe, die hier dafür ſprechen, können 
auch für jene angeführt werden. Wenn das nicht der Fall iſt, ſo kommen 

wir auf das Thema der Bürgſchaften, und eine ſolche Bürgschaft kann eine 
Verſammlung allerdings geben durch die Natur ihrer Zuſammenſetzung, wi 


ch] 1. April 1868 ein Patent auf eine durch Zeichnung und 
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ich das hier finde und wie ich fie in dem preußiſchen Landtage, allerdings 


nicht immer, ge habe. 

In dieſer Allgemeinheit aber die Sache anzunehmen, daß fie zwangsweiſe 
den ſämmtlichen Bundesſtaaten octroyirt werde, dazu kann ich mein eigenes 
Votum im Bundesrathe nicht zuſagen, nicht die Verwerthung meines Ein⸗ 
fluſſes im Bundesrathe. Die Competenz dieſes Hauſes — man mag darüber 
der einen oder der anderen Anſicht fein, daß fie zweifelhaft iſt, glaube ih — 
geht jedenfalls aus der heutigen Discuſſion zur Genüge hervor. Daß ſie 
von der Mehrzahl der Regierungen für zweifelhaft gehalten wird, habe ich 
perjönlich Gelegenheit gehabt, mich zu überzeugen, und für jo wichtig halte 
ich die Frag ob dieſer preußiſche Streit ein Jahr früher oder ſpäter aus 
der Welt geſchafft wird, nicht, um ſchon jetzt eine ſo ernſte Probe auf die 
Verfaſſung des Bundes zu machen. 2 

Alles dasjenige Entgegenkommen, was ich für den Antrag und feine Ten: 
denz hier gene kann, beſchräntt ſich darauf, daß ich mich innnerhalb der 
preußiſchen Sphäre bemühen will, ſelbſt in Widerſpruch mit Allem, was 
ich in früheren Zeiten dagegen gethan und geſagt habe, daß die Wünſche der 
Herren Antragſteller in Preußen zum Ziele gelangen. Aber die Sache zu 
einem allgemeinen Geſetz zu machen für hunderte von Köͤrperſchaften, die 
gar keine Bürgſchaft geben, dazu kann ich wirklich nicht rathen und wenn ich 
immer gegen das handelte, was ich als vernünftig anſehe, blos um eine 
Blume der Popularität zu pflücken, ſo würde ich, wie ich glaube, nicht einmal 
in der Achtung derjenigen gewinnen, bei denen ich für jetzt vielleicht an 
Popularität gewinne. 

Schließlich erhält Abg. Lasker als Antragſteller das Wort. Sein An⸗ 
trag beanſpruche das Vorrecht der Nichtverfolgbarkeit ausdrücklich für die 
Mitglieder der Landtage und Kammern, alſo auf eine beſtimmte überſehbare 
Zahl von Körperſchaften, nicht auf unbeſtimmt viele und anonyme. Die 
Competenz des Reichstags für den Antrag ſei ſonnenklar und ſeine Zuge⸗ 
hörigkeit zur Materie des Strafrechtes unzweifelhaft, ſonſt wäre er überhaupt 
nicht da. Windthorſt's Einwand, daß er aaf politiſchen Gründen beruhe, 
treffe auf die Hälfte des geſammten Strafrechtes zu. Der Abgeordnete müſſe, 
wie ein Zeuge, ſtraffrei jein, denn auch er ſpreche, wie der Zeuge, nur ge: 
zwungen im Intereſſe des Staates, Wenn gegen die Strafbeſtimmungen 
für Diebſtahl zwiſchen Vater und Sohn eingewendet würde, ſie gehörten in 
das Familienrecht, ſo wäre das unſinnig, aber derſelbe Einwand werde hier 
erhoben, obwohl man nicht von etwas, was hier behauptet worden, ſagen 
dürfe, daß es unſinnig ſei. Der Antrag miſche ſich daher in das Straf⸗ 
recht, nicht in das Verfaſſungsrecht der Einzelſtagten, und nur die behaup⸗ 
teten das Gegentheil, deren Herz an dem particularen Recht der Einzelſtaa⸗ 
ten mehr hinge, als an der Kräftigung des Bundes. Die amerikaniſche 
Union weiſe denſelben Antagonismus von ihrer Entſtehung an bis zum 
letzten Kriege auf. Die Ungleichheit zwiſchen dem Recht des Reichstags 
und der Einzelvertretungen ſei unſtatthaft und wenn der Bundeskanzler zwar 
über die Wirkungen derſelben zu wachen und gegen fie zu ſchützen verſpreche, 
jo werde doch feine Stellung von eben denſelben bekämpft, die die Redefrei⸗ 
heit bekämpften. ; 

Hier konne von der 1 des Reichstages, davon daß ſeine Mitglieder 
wohlgeordnet, gleichſum die Gentlemans unter den repräſentativen Körper⸗ 
ſchaften find, nicht die Rede fein, denn die Einzelpertretungen, welche Ber 
ſchwerde zu erheben und Abhilfe zu ſchaffen haben, verdienten daſſelbe Anrecht 
auf Redefreiheit. Ohne ſie fei auch nach Hallam die Thätigkeit eines parla⸗ 
mentariſchen Körpers undenkbar. Nur in kleinen Staaten, wo alles nach⸗ 
barlich und empfindlich an einander ſtoße, habe die entgegengeſetzte An⸗ 
ſchauung entſtehen können; die großen wußten nichts davon. Die Verfaſſung 
bon Anhalt und Reuß ältere oder jüngere Linie gewähre den Abgeordneten 
allerdings Straffreiheit, außer wenn ihre Reden Verläumdungen, Beleidi⸗ 
gungen oder ſonſt etwas Strafbares enthalten. Ohne die Redefreiheit ſei 
trotz einer dem Liberalismus ungünſtigen Strömung die Conſtituirung des 
norddeutſchen Bundes unmöglich geweſen und jetzt ſei er berufen, ſein An: 
ſeben zu erhöhen, indem er dem mächtigſten Mitgliede, Preußen, den inneren 
Frieden, der durch dieſe Frage bedroht ſei, wiedergebe. Dabei mögen die 
kleinen Staaten mitwirken und ihre „große Miſſion“ in dieſem Sinne auf⸗ 
faſſen, damit man Sinn und Verſtändniß für ihr Fortbefteben während eines 
Uebergangsſtadiums in Deutſchland behalte und ihren Anſpruch auf Exiſtenz 
durch der Freiheit gewidmete Dienſte gelten laſſe. Eine Löſung durch den 
Bund entſpreche auch durchaus der Würde Preußens, damit eine Frage aus 
1 8595 GEH werde, welche die natürliche Stepung feiner Barteien factiſch 
verſchoben habe. 

Darauf wird in namentlicher Abſtimmung der Antrag Lasker mit 119 
gegen 65 Stimmen angenommen; dafür ſtimmen: Aegidi, v. Aehren⸗ 
feld, Albrecht, Aßmann, Bähr, Bail, Baldamus, Becker (Dortmund), Becker 
(Oldenburg), v. Bennigſen, v. Bernuth, Graf Bethuſy⸗Huc, Dr. Blum 
eff z Graf v. Bocholtz, Bock, Böckel, Braun (Hersfeld), Braun (Wies⸗ 

aden), Bürgers, v. Bunſen, Conrad, Cornely, Dietze, Freiherr v. Dörn⸗ 
berg, Graf zu Dohna⸗Kotzenau, Duncker, Endemann, Evelt, Förfterling, 
Forkel, Graf von Frankenberg, Friedenthal, Fries, Fröhling, Göddertz, 
Süntner (Deutſch⸗Crone), Hänel, v. N Hagen, Hantelmann, 
Harnier, v. Heinemann, Graf Henckel v. Donnersmarck, v. Hennig, 
al von Hilgers, ar 0 von Hoverbeck, Dr. Hüffer, Jenſen, 

ordan, Jüngken, Kantak, Keller. Keyſer, von Kirchmann, Kraus, 
Kreutz, Lasker, Lautz, Leſſe, Lette, Fürſt von Lichnowsky, 
Liengu, Löwe, Lorentzen, zur Megede, Meier (Bremen), Miquel, Müller, 
Graf zu Münſter, Neubronner, Oeſterreich, Oetker, Ohm, Pauli, Planck. 
Pogge, Proſch, Frhr. zur Rabenau, v. Radkiewicz, Redecker, Reichen⸗ 
ſperger, Richter, Röben, Römer, Robland. Roß. Runge, v. Sänger, 
Salzmann, Schaffrath. Schläger, Schleiden, Schnuſe, Schulze, v. Schweitzer, 
v. Schwendler, Dr. Simſon, Graf zu Solms-Laubach, Sombart, 
Stavenhagen (Halle), Stephani, Techow, v. Thünen, Tobias, Tweſten, 
v. Unruh, Frhr. v. Unruhe⸗Bombſt, Wachenhuſen, Wachler, Wagner 
(Altenburg), Waldeck, Weigel, Weißich, Wendel, Wiggers (Berlin), Wiggers 
(Roſtoch, Zurmühlen. 

Dagegen ſtimmten nur die äußerſte Rechte und außerdem die Abg. 
Blömer, Camphauſen (Kreuznach), Camphauſen (Reuß), v. Mal⸗ 
linckrodt, Frhr. v. Vin cke (Mons), v. Binde (Olbendorf), Windthorſt 
und die preußiſchen Miniſter, welche Abgeordneten find; eine Menge Ab: 
geordnete (103) fehlen; einzelne, wie Frhr. v. Nothf child, Frhr. v. Pa: 
A Dr. Strousberg, Graf Schwerin hatten ſich dor der Abſtimmung 
entſernt. 

Der Präſident ſchlägt hierauf vor, da ſich zu einer Sitzung vor dem 
Oſterfeſte kaum noch genügender Stoff finden werde, das Haus möge ſich 
heute pertagen, was mit großer Majorität beſchloſſen wird. (Dagegen u. A. 
Prinz Albrecht.) Schluß 4% Uhr. : 

Nächſte Sitzung: Donnerstag, den 16. April 11 Uhr. Tages⸗Ordnung: 
Die beiden Interpellationen des Abg. Wiggers (Berlin); der Antrag des 
Abg. Wagner (Altenburg); Bericht über das Geſetz, betreffend die Aufhebun 
der polizeilichen Beſchränkungen der Befugniß zur Eheſchließung; Wahl- 
prüfungen. EN i 

Berlin, 3. April. [Amtliche s.] Se. Majeſtät der König hat dem 
General⸗Major von Meyerfeld, Commandeur der 14. Infanterie⸗Brigade, 
und dem General⸗Major don Bothmer, Commandeur der 12. Infanterie: 
Brigade, die bet zum rothen Adler⸗Orden dritter Klgſſe verliehen; den 
Profeſſor der Forſtwiſſenſchaft an der Uniperſität Gießen, Dr. Guſtav 
Heyer, zum Director der Forſtakademie zu Münden, und den Privatdocen⸗ 
ten an der Univerſität Berlin, Dr. Alexander Mitſcherlich, zum Pros 
feſſor; ferner den Forſtmeiſter Tilmann zu Wiesbaden zum Oberforſtmei⸗ 
ſter und Mit⸗Dirigenten der Regierungs-Mbtbeilung für Domainen und For⸗ 
iten, den vormaligen herzoglich naſſau'ſchen Oberforſtrath von Graß daſelbſt 
zum Forſtmeiſter mit dem Range der Regierungs⸗Räthe unter Verleihung 
des Titels als Oberforſtmeiſter und den vormaligen An Ya naſſau'ſchen 
Oberforſtmſtr. v. Bibra daſelbſt zum Forſtmſtr. mit dem Range der Regie⸗ 
rungsräthe unter, Belaflung, des Titels als Oberforſtmeiſter ernannt; 
ſowie den vormaligen herzoglich aten en Forſtmeiſtern Roth und von 
Maſſenbach zu Wiesbaden, Halbey zu Dillenburg und Thilemann de 
Idſtein und den vormaligen Großer glich heſſiſchen Forſtmeiſtern Knabe 
u Gladenbach und Schmidt zu Battenberg den Charakter als Foritmeifter der: 
ſiehen; den Director des latholiſchen Schullehrer⸗Seminars in Peiskretſcham, 
Paul Schylla zum Regierungs⸗ und Schulrath ernannt; und dem Dr. 
Joeſting in Halberſtadt den Charakter als Sanitätsrath verliehen. 

Seine Majeltät der aa hat im Namen des Norddeutſchen Bundes 
die bisherigen königlich preußiſchen Conſuln Günther in Antwerpen, Neu⸗ 
baus in Brüſſel, Prayon de Baum in Gent und Bach in Oſtende zu 
Conſuln des Norddeutſchen Bundes in den gedachten Plätzen ernannt. 

Dem Steuer⸗Aufſeher Carl Wilhelm Lange zu Stettin iſt unter dem 
ö . n \ Beſchreibung nach⸗ 
gewieſene Schlitten⸗Draiſine auf fünf Jahre ertheilt worden. 

Der Landgerichts⸗Referendarius Kyll in Köln iſt auf Grund der beſtan⸗ 
denen dritten Prüfung m Advokaten im Bezirke des königlichen Appella⸗ 
tionsgerichtshofes zu Köln ernannt worden. Der Landgerichts⸗Referendarius 


Hendrichs in Köln iſt auf Grund der beſtandenen dritten Prüfung zum“ 


Advokaten im Bezirke des königlichen Appellationsgerichthofes zu Koln er⸗ 
annt worden. — Der Privatdocent und dirigirende Arzt an der königlichen 
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Charits Dr. Georg Lewin iſt zum außerordentlichen Profeſſor in der medi⸗ 
einiſchen Facultät hieſiger königlicher Univerſität ernannt worden. — Der 
Regierungs⸗ und Schulrath Schylla iſt der königlichen Regierung zu Mas 
mn eilt (casten b hrer Plena 

ie königl. Akademie der Wiſſenſchaften bat in ihrer Plenarſitzung vom 
2. April 1805 die Herren Friedrich Auguſt Quen bt in Tübin en, Edin 
Bruno Chriſtoffel in Zürich, Otto Struve in Pulkowa und A. Clebſch 
in Gießen zu correſpondirenden Mitgliedern ihrer phyſikaliſch⸗mathematiſchen 


Klaſſe ernannt. ’ 

Berlin, 3. April. [Se. Majeſtät der König) nahmen heute 
Vormittag 11 Uhr im Beiſein des Gouverneurs und des Comman⸗ 
danten von Berlin militäriſche Meldungen entgegen und empfingen 
hierauf den General der Infanterie und commandirenden General des 
VII. Armee⸗Corps v. Zaſtrow und den Polizei-Präſidenten v. Wurmb. 
Um ½1 Uhr ſtatteten Se. Majeſtät Ihrer koͤniglichen Hoheit der 
Großherzogin⸗Mutter von Mecklenburg⸗Schwerin im königlichen Schloß 
einen Beſuch ab und begaben Allerhoͤchſtſich gegen / 4 Uhr nach 
Charlottenburg zum Diner bei Ihrer Majeſtät der Königin⸗Wittwe. 

[Bei den königlichen Majeftäten] fand geſtern im Palais 
eine muſikaliſch⸗dramatiſche Abendunterhaltung unter Leitung des Ka⸗ 
pellmeiſters Taubert und unter Mitwirkung der Damen Harriers und 
Artot, der Herren Niemann, Salsmon und Woworsky, ſowie der 
franzöſiſchen Schauſpieler ſtatt, zu welcher die anweſenden fremden 
Herrſchaften ſowie die Botſchafter mit ihren Gemahlinnen geladen waren. 

[Se. kgl. Hoh. der Kronprinz] empfing geſtern den Oberamt⸗ 
mann v. Manſtein aus Sigmaringen, ſtattete mit Ihrer königl. Hoh. 
der Kronprinzeſſin einen Beſuch bei Ihrer Majeſtät der Königin ab, 
fuhr zur Pürſchjagd nach Spandau und erſchien Abends in der Soiree 
im königlichen Palais. f 

[Ihre königl. Hoh. die Kronprinzeffin] empfing den Beſuch 
Ihrer Hoh. der Herzogin von Sachſen-Altenburg nebſt Prinzeffin Tochter 
und Prinzeſſin Marie und ertheilte dem großberzoglich ſäͤchſiſchen Ges 
ſandten o. Watzdorf und Gemahlin eine Audienz. (St. ⸗Anz.) 
155 10 In der 5. Abtheilung iſt beſchloſſen, die Wahl des Abg. von 
8 un , Merjeburg-Önerfurt für ungiltig zu erklären. Referent iſt 

Leſſe. 

[Verhaftung.] Der aus verſchiedenen Volksverſammlungen als 
Redner bekannte Cigarrenarbeiter Auguſt Hörig, welcher auch bei der 
Frage der Arbeitseinſtellung eine hervorragende Rolle ſpielt, ift am 
Mittwoch, den 1. April, plotzlich verhaftet worden. Wie wir hören, 
iſt gegen ihn wegen der in der Nothſtandsverſammlung gebrauchten 
Ausdrücke, mit denen er gegen die Abſendung einer Deputation an den 
Miniſterpräſidenten ſprach, die Unterſuchung eingeleitet worden. 

[Marine.] Nach den beim Ober⸗Commando der Marine einge⸗ 
gangenen Nachrichten iſt Sr. Maj. Brigg „Mus quito“ am 2. April 
1 a ee in See gegangen. } 

önigsberg, 30. März. [Die am Freitag zahlreich beſuchte 

Abendverſammlung des Königsberger e 
ſchen Fortſchrittspartei] wurde von Pr. G. Dinter geleitet. Zunächst 
ſtattete der Verein Bericht über ſeine Wirkſamkeit ab und gab die Geſammt⸗ 
zahl ſeiner Mitglieder auf 3000 an, darunter 298 in unſerer Stadt. Ferner 
genehmigte er die beantragte Unterſtützung des hieſigen Arbeitervereins mit 
50 Thalern und ernannte gußerdem ein Comite behufs Einberufung künfti⸗ 
ger Verſammlungen. Somit war der erſte Punkt der Tagesordnung erledigt 
und es traten nunmehr unſere Abgeordneten, von denen leider Herr von 
Saucken⸗Tarputſchen zu erſcheinen verhindert war, mit ihren Anſprachen über 
die letzte Seſſion des preußiſchen Landtags auf, von der Verſammlung mit 
ſtürmiſchem Applaus begrüßt. „Es war eine ſchwere, mühevolle mit Dampf⸗ 
. arbeitende — Finanzſeſſion“, hob Herr Dr. Koſch ſeine ſehr 
eifällig aufgenommene Rede an, ſie hat keine inneren Reformen, keinen Aus⸗ 
bau des Rechtsſtaates aufzuweiſen. Der Grund dieſes unerfreulichen Reſul⸗ 
tates liege theils an der ungleichmäßigen Zuſammenſetzung des gegenwärti⸗ 
gen Abgeordnetenhauſes, theils an dem Mangel von Initiativen ſeitens der 
königlichen Regierung: während jenes zu viele conſervative und partikulari⸗ 
ſtiſche Elemente enthält, hat dieſe nicht einmal die ſo hoͤchſt nöthige Vorlage 
einer neuen Kreis-, Gemeinde: und Provinzial⸗Ordnung eingebrächt. Nach 
dieſen allgemeinen Bemerkungen verbreitet ſich der Redner ſpeciell über die 
Abſtimmungen ſeiner Partei in Betreff der Budgets, des hannoverſchen Pro⸗ 
vinzialfonds und des Notbſtands⸗Geſetzes vom 3. März. Die In 
für die Bank den Handwerkern gegenüber, fügte derſelbe hinzu, laute äußerſt 
liberal, wie denn überhaupt dem Entgegenkommen des geſchäftskundigen 
Finanzminiſters v. d. Heydt in der Behandlung unſerer engeren Provinzlal⸗ 
intereſſen das größte Lob ertheilt wird. Hieran bloß fich die begeiſterte, 

vielfach applaudirte Anſprache des Herrn Dr. Bender-Ga deten n 
in welcher dieſer zuvörderſt den officiellen Vorwurf der anfänglichen Verhin⸗ 
derung der e Nothſtandsadhil e ſeitens der oſtpreußiſchen Landtags⸗ 
deputirten energiſch zurückweiſt. Der Redner bemängelt alsdann das ver⸗ 
fehlte Unterrichtsgeſotz und beklagt das ſtarre Feſthalten an den Schulregula- 

tiven, worauf ſich derjelbe noch über die Vermehrung der Krondotation und 
die Abfindung der Depoſſedirten offen ausspricht. Mit dem Belenntniß, daß 
die Foriſchrittspartei die Verfaſſung des norddeutſchen Bundes als Grund: 
geſetz völlig anerkennend, nicht Willens ſei, der Staatsregie⸗ 
rung ſyſtematiſche Oppoſition zu machen, und mit der Aufforderung 
an die Geſinnungsgenoſſen, ſich ſelber treu zu bleiben und feſt auf eine beſſere 
W zu hoffen, endete ſeine eben fo klar gedachte, als warm vorgetragene 
Anrede. 


Danzig, 2. April. [Der deutſche Handelstag.] Einer heut 
hier eingegangenen telegraphiſchen Depeſche zufolge hat das Vorſteher⸗ 
Amt der Kaufmannſchaft zu Memel einſtimmig beſchloſſen, aus dem 
deutſchen Handelstage auszutreten. — Geſtern Nachmittag fand eine 
Conferenz der Deputationen der Kaufmannſchaften von Königsberg, 
Stettin, Wolgaſt. Stralſund und Danzig flat. Es wurde einmüthig 
der Beſchluß gefaßt, Stettin als Vorort der Delegirten-Conferenz nord: 
deutſcher Seeplätze aufzufordern, noch in dieſem Monate eine Delegirten⸗ 
Conferenz nach Berlin einzuberufen und zu derſelben ſämmtliche nord: 
deutſche Seeplätze mit Einſchluß der Hanſeſtädte einzuladen. Auf die 
Tagesordnung ſoll vor Allem die Zoll-Tariffrage und die Reform der 
Zollgeſetzgebung (inel. Zollſtrafgeſetz) geſetzt werden, ferner ift u. A. in 
Ausſicht genommen eine Berathung über die Beſtimmungen des Han⸗ 
delsgeſetzbuchs, betreffend das Frachtgeſchäft. Die dem Beſchluß vor⸗ 
ausgegangenen Discuffionen ſollen, wie wir hören, ſehr lebhaft und 
intereſſant geweſen fein. Das Verfahren des Hrn. Gommercienrath 
Stephan wurde von mehreren Seiten durchaus gebilligt, und nachdem 
derſelbe den Sachverhalt eingehend dargelegt hatte, erklärte ſich auch 
die Mehrzahl der anweſenden Vertreter aus Stettin damit einverſtan⸗ 
den. Es machte ſich in der Verſammlung mehr und mehr die Ueber⸗ 
zeugung geltend, daß Stettin über kurz oder laug nicht umhin können 
würde, dem Beiſpiel der Handelsvorſtände der Provinz zu folgen. 

i . ren 3) 

Aus dem Königreich Sachſen, Anfang April. [Die Stel⸗ 
lung der ſächſiſchen Abgeordneten zum norddeutſchen 
Bunde. — Die ſächſiſche und die norddeutſche Verfaſſung.] 
Es gehört ein etwas ftarker Glaube dazu, mit dem „Preuß. Staats⸗ 
Anzeiger“ anzunehmen, daß dem Fernbleiben unſerer Abgeordneten 
vom Reichstage keinerlei bundesgegneriſche Motive zu Grunde liegen. 
Warum wurde denn das neue Wahlgeſetz vier lange Monate in der 
Deputation begraben, da der Referent ſelbſt einräumte, der Bericht 
habe nur vier Tage Arbeit erfordert? Und weczhalb kam es gerade 
mit der Eröffnung des Reichstages aus ſeinem Verſteck hervor? Gut, 
es ſollen dies Zufälligkeiten ſein, fern von jeder politiſchen Demon⸗ 
ſtration gegen den Nordbund, ſo fragen wir doch weiter: Warum blei⸗ 
ben unſere Abgeordneten in Dresden, da doch jeder von ihnen einen 
Stellvertreter hat, welcher ebenfalls geſchworen, nach beſten Wiſſen 
und Gewiſſen das unzertrennliche Wohl des Königs und des Vater⸗ 
landes zu fördern? Werden dieſe Stellvertreter nicht ſtets einberufen, 
ſobald dieſer oder jener Abgeordnete durch irgend welche Geihäfte an 


ber e der Berathungen verhindert iſt? Warum übt man 
nicht dem Reichstag gegenüber dieſelbe Rücksicht? Es gehört, wie ge: 
ſagt, ein ſtarker Glaube dazu, daß hierbei gar keine Abſichtlichkeit im 
Spiele ſei. Zum Zollparlament werden ſie ſich Mann für Mann ein⸗ 
finden, um mit den Süddeutſchen eine Phalanx zu bilden. „Ich 
kann nicht umhin“ — ſagte Mammen nach den jetzt vorliegenden 
Landtagsmittheilungen am 23. März bei der Debatte übers neue 
Wahlgeſetz — „die Hoffnung auszusprechen, daß wir bald Bundes⸗ 
genoſſen bekommen werden, Bundesgenoſſen, die jetzt uns noch fehlen, 
die aber nachher mit uns für die wahre Einheit und für die wahre 
Freiheit dort kämpfen werden, wo ſie ein allgemeines deutſches Band 
mit uns umſchließen wird: es ſind die Süddeutſchen. Ich glaube, die 
Zeit iſt vorbei, wo man mit Blut und Eiſen die Einheit zuſammen⸗ 
ſchweißte; ich glaube, die Zeit iſt gekommen, wo man finden wird, 
daß das Eiſen zu theuer if, was man zu kaufen hat, und wo das 
Volk auch die Einſicht erlangen wird, daß es ſein Blut nicht zur Er⸗ 
reichung eigennütziger Zwecke vergießen ſoll. Das Volk wird 
einſehen lernen, daß das Geld, womit dieſes Eiſen gekauft wird, nutz⸗ 
los verſchwendet iſt und daß aus dem Eiſen nicht blos Schwerter, 
ſondern auch Ketten geſchmiedet werden.“ — Iſt das etwa bundes⸗ 
freundlich? Oder man höre, was der Abgeordnete v. Noſtiz in der 
ſelben Sitzung äußerte: „Der norddeutſche Bund, meine Herren, fol 
uns in allen Beziehungen als Muſter dienen, wenigſtens leſe ich das 
aus den Motiven zum Geſetz heraus; nun, meine Herren, daß dieſer, 
wie auch im allgemeinen Theile des Berichtes ſehr richtig angedeutet 
worden iſt, durch einen politiſchen Schachzug aus politiſchen In⸗ 
triguen entſtanden iſt und durch den Sprung eines kühnen Sprin⸗ 
gers, meine Herren, das iſt ſo ſicher, wie 2 mal 2 = 4if. Ich 
mag alſo das Motiv, daß wir uns nach dieſem Bunde richten müſſen, 
nicht gelten laſſen.“ — Nun, unſere Abgeordneten haben ſich auch 
nicht darnach gerichtet, ſie ignoriren den Reichstag, um als um fo 
beſſere Vaterlandsfreunde für ihre Candidatur zur nächſten nach dem 
neuen Wahlgeſetz zu wählenden Ständeverſammlung zu ſorgen. — 
Und dann noch eins. Warum vermeidet man denn mit großer Aengſt⸗ 
lichkeit die Bezeichnung „norddeutſcher Bund“ in unſere Verfaſſung zu 
bringen? 8 1. der ſächſiſchen Verfaſſung lautet: „Das Königreich 
Sachſen iſt ein unter Einer Verfaſſung vereinigter, untheilbarer 
Staat des deutſchen Bundes.“ Bei der jetzigen Veränderung einzel⸗ 
ner Verfaſſungsbeſtimmungen ſtrich man nur die Worte „deutſchen 
Bundes“, ohne dieſelbe durch „norddeutſchen Bundes“ zu erſetzen und 
machte ſomit $ 1 der Verfaſſung zu einer Lüge, denn Sachſen ſteht 
nicht unter Einer Verfaſſung; es ſteht ebenſogut unter der ſächſiſchen, 
als unter der norddeutſchen. § 4 lautet: „Der König iſt das ſouve⸗ 
raine Oberhaupt des Staates, vereinigt in ſich alle Rechte der Staats⸗ 
gewalt und übt ſie unter den durch die Verfaſſung feſtgeſetzten Bedin⸗ 
gungen aus.“ Auch dies iſt nicht wahr, die Militär⸗Oberhoheit ıc. 


iſt auf das Bundes Oberhaupt übergegangen und trotzdem hielt man 


eine Aenderung des § 4 nicht für nöthig. Nach § 86 darf der Köͤ⸗ 
nig ohne Genehmigung der Stände kein Geſetz erlaſſen; aber eine 
ganze Reihe von Militärgeſetzen ſind bereits ohne die Stände ins 
Leben getreten. — Und fo konnten wir noch eine lange Liſte auf⸗ 
ſtellen, um zu beweiſen, wie bundesfreundlich der Bund ignorirt wird, 
müßten wir nicht fürchten, daß dies der „Preuß. Staatsanz.“ auch 
nur für Zufälligkeiten erklärte. 

Dresden, 3. April. [Eiſenbahn.] Die zweite Kammer hat 
heute die Regierung ermächtigt, für die Eiſenbahnlinie Großenhayn⸗ 
Kottbus die Conceſſion zu ertheilen, ſobald das betreffende Comite die 
nöthigen Geldmittel zum Bau und die Conceſſion zum Weiterbau auf 
preußiſchem Gebiete nachgewieſen haben wird. 

Frankfurt, 2. April. [Niederſchlagung einer Unter: 
ſuchung.] Wie das „Fr. J.“ verläſſig vernimmt, wurde die gegen 
Herrn Dr. S. Mäller eingeleitete Unterſuchung wegen einer im demo⸗ 
kratiſchen Wahlverein angeblich gethanen Aeußerung, welche unter den 
8 101 des Strafgeſetzbuches fallen ſollte, niedergeſchlagen. 

1 —— — 

Darmſtadt, 3. April. [Die Eifenbapnverträge] Die erſte 
Kammer hat die Eiſenbahnverträge mit der heſſiſchen Ludwigsvahn und 
dem Haufe Erlanger in Uebereinſtimmung mit den Beſchlüſſen der zwei: 
ten Kammer genehmigt. f 

Stuttgart, 29. März. [Als Nachſpiel der Wahlbewegung] 


findet ſich in würtembergiſchen Blättern vielſach noch eine Polemik 


zwiſchen den Regierungs⸗Organen und den ſogenannten „Pietiſten“ ver: 
zeichnet, die mit der nationalen Partei gewählt haben. Während der 
Wahlen erſchien ein privates Sendſchreiben an die chriſtlichen Gemein⸗ 
ſchaften Würtembergs, welches von namhaften, der pietiſtiſchen Partei 
angehörigen Namen unterzeichnet, ſich im Allgemeinen zu Gunſten der 
deutſchen Partei und gegen die Regierung ausſprach und in Folge 
deſſen von dem „Staats⸗Anzeiger“ angegriffen wurde. Hierauf erwi⸗ 
dert nun im „S. Merk.“ einer der Unterzeichner des Rundſchreibens, 
Pfarrer Völter, in ſcharf abfertigender Weiſe und in der „Schw. V. 
wird die Erklärung eines „Pietiſten“ veröffentlicht, die ſich in der 
Hauptſache wie folgt ausſpricht: „Unſere Regierung ſoll eine proteftan: 
e fein; ſobald dieſelbe aber in einen Bund mit der katholiſchen 
Partei tritt, deren Spitze in Rom ift, und zugleich mit jener Umſturz- 
partei, der weder Kirche noch Staat heilig iſt — dann hört unſer 
„Mitgeben“ auf! In dem Wunſche und Streben für ein einiges ſtar⸗ 
kes Deutſchland gehen wir mit der deutſchen Partei, außer welcher lei: 
er keine andere jetzt ein aufrichtiges Verſtändniß und Herz hat für 
es Vaterlandes Wohl. Es it dies aber nur ein freier Anſchluß ſei⸗ 
ens der Pietiſten in der deutſchen Sache, wozu wir uns dieſelbe freie 
andlungsweiſe vorbehalten, wie ſie die Regierung übt. In dem Jahre 
66 handelte es ſich im innerſten Weſen der Frage nicht um „deutſch“ 


in Babitreife] Die „deutſche“ Partei erläßt an ihre Anhänger 


bp 
wi 


anlumusben, Auch 


{ fer teich. 

April. [Das Unterhaus! genehmigte die Geſetzvor⸗ 
Sri interconfeſſionellen Verhältniſſe mit einem von der Re: 
erflüpten Amendement betreffend die Schließung der Geſchäſte 


deſſen Commando zur Dienſtl. als Erzleher bei dem Cadetlenhauſe in Wahl⸗ 
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an Sonn⸗ und Feſttagen. Der Reichstag iſt bis zum 20. April ver⸗ 
tagt worden. 
e i z. 


Shm 3 
[Zur Arbeiterbewegung! ſchreibt der „Bund“: 
njeri tadt wird immer gedrückter. Nächſten Montag 
N Mitglieder der Aſſociation der Meiſter allgemeine Arbeits: 
ein I erklären und ihre Werkſtätten und Bauplätze ſchließen. Es 
blieb ihnen keine andere Wahl übrig. Das chroniſche Uebel muß acut ge 
macht, der Conflict concentrirt, die Frage raſch gelöſt werden, wenn unſere 
Induſtrie nicht einen tödtlichen Schlag erleiden ſoll. Wenn der Meiſter von 
einem Tag zum andern nicht weiß, ob er auf ſeine Arbeiter rechnen kann, 
wenn das Vertrauen fehlt und kein Menſch Arbeit beſtellt, da er nicht weiß, 
ob ſie ausgeführt werden wird, wenn aller Handel und Gewerbe durch dieſes 
krebsartig um ſich freſſende Geſchwür gelähmt werden, dann iſt es beſſer, 
eine raſche Entſcheidung herbeizuführen. Viele Krämer verweigern bereits 
den Arbeitern Credit, dieſe antworten: „Ei was, die Internationale wird 
ſchon bezahlen.“ 5 

Die 1 . Polizei⸗Verwaltung wird natürlich ſebr verſchieden be: 
urtheilt. Die Regierung iſt in einer ſehr fatalen Lage. Sie kann nicht 
einſchreiten, ſo lange keine directen Klagen gegen beſtimmte Perſonen ein⸗ 
laufen. Bis jetzt hat aber weder ein Arbeitgeber, dem man die Arbeiter 
nahm, noch ein Arbeiter, den man von der Arbeit wegtrieb, Klage geführt. 
Da die Arbeiter nur aus Furcht vor den Drohungen nachgeben, ſo läßt ſich 
denken, daß ſie ſich noch mehr ſcheuen werden, als Kläger gegen ihre Des⸗ 
poten aufzutreten. Der Polizeipräſident Cam perio hat erklärt, er werde 
eden Arbeiter zu ſchützen wiſſen, der den Schutz des Geſetzes anrufen würde. 

llein noch aus einem zweiten Grunde muß die Regierung vorſichtig zu 
Werke gehen. Statt die noch unreife Bucht vom Baum zu ſchütteln, will 
ſie zuwarten, bis dieſelbe verfault zu Boden fällt. Mit anderen Worten: 
Geht ſie der Bewegung ſchon jetzt mit Gewalt zu Leibe, ſo kann die inter⸗ 
nationale Aſſociation eine etwaige Niederlage immer mit der Behauptung 
entſchuldigen, ſie ſei der brutalen Gewalt unterlegen. Der abgehauene Kopf 
der Hydra würde immer neu nachwachſen. Die Aſſociation muß durch ſich 
ſelbſt zu Grunde gehen; ſie muß an Entkräftung ſterben; ſie muß, wie der 
Scorpion, ſich ſelbſt todtſtechen. Ganz Europa hat ſeine Blicke auf Genf 
gerichtet. Die Sectionen in Paris und London verfolgen mit fieberhafter 
Spannung den Fortgang der Bewegung. Siegt die Internationale durch 
Nachgiebigkeit der Patrone, ſo iſt ſie allmächtig und wird ihre Operationen 
bald auf größerem Schauplatze vornehmen; unterliegt ſie aher, was zu hoffen 
iſt, ſo hat Genf gezeigt, daß man der Aſſociation widerſtehen kann durch 
Energie, Ausdauer und echte Freiheit. 

Die Meiſter baben die Arbeiter dringend aufgefordert, daß Joch der 
fremden Geſellſchaft abzuſchütteln; fie zeigen ſich bereit, der Arbeiterklaſſe 
alle möglichen Aufbeſſerungen zu ſchaſſen, wenn dieſe ſich mit den Meiſtern 
einzeln und direct zu verſtändigen ſuchen. Im andern Falle würden die 
Meiſter alle Kräfte ſammeln, um den Kampf aufzunehmen und auszufechten. 
Hierauf erwidert die Aſſociation, fie habe die Strike nicht probocirt, erſt 
nachdem alle individuellen Verſuche der Arbeiter, ſich mit den Meiſtern zu 
verſtändigen fehlgeſchlagen, habe das Comite der internationalen Aſſociation 
die Intereſſen der Arbeiter in die Hand genommen. Sie hängen von Nie⸗ 
manden ab, ſeien ſelbſtſtändig, erhalten ſich durch eigene Mittel bis zum 
Augenblick, wo ſie gezwungen ſein würden, um den Widerſtand zu brechen, 
die Solidarität der Brüder anderer Länder in Anſpruch zu nehmen und von 
der vollen Gewalt Gebrauch zu machen, welche die Organiſation der Aſſo⸗ 
ciation ihnen in die Hände lege. Dagegen erklären die Meiſter ihrerſeits, 
es ſei durchaus falſch, daß die Arbeiter ſich direct an die Mei⸗ 
ſter gewendet haben. Nicht ein einziger Meifter habe auch nur den ge⸗ 
ringſten Vorſchlag erhalten. Das erſte Actenſtück ſei der Bericht einer Ge⸗ 
neralverſammlung der Bauarbeiter geweſen, welches an ſämmtliche Patrone 


Genf, 28. März. 
Die 3 unſerer 
werden die 


verſchickt worden mit der Bemerkung, Antworten und Neclamativnen feien 


an das Bureau der internationalen Aſſociation zu adreſſiren. 

Die Meiſter beharren auf ihrer Weigerung, mit der inter⸗ 
nationalen Aſſociation in Verkehr zu treten, denn dieſer ſei es 
nur um Anerkennung zu thun, da mehrere arbeitseinſtellende Sectionen ihre 
Forderungen ſchon bedeutend herabgeſtimmt haben, ja eine ſich mit der Con⸗ 
ceſſion begnüge, welche die Meiſter ſchon vor Ausbruch der Strike freiwillig 
gemacht haben. Allein dieſe Anerkennung werden die Meiſter der inter⸗ 
nationalen Aſſociation nie und nimmer einräumen. a 

Heute Abend hielten die Deutſch⸗Schweizer eine Verſammlung im 
Hotel Montbrillant. Der Zweck derſelben, einen Maſſenproteſt gegen die 
gewaltthätigen Ausſchreitungen der Aſſociation zu erzielen, blieb indeſſen trotz 
aller Bemühungen einzelner ſonſt ſehr populärer Redner reſultatlos, indem 
alle Pergleichsverſuche an dem fangtiſchen Widerſtande der von der Aſſocia⸗ 
tion beeinflußten Mehrheit der Verſammlung ſcheiterten. — Auch die Frei⸗ 
heit der Preſſe wird von Seite der Aſſociation bedroht; das 
„Genfer Journal“ hat einen förmlichen Brandbrief erhalten, worin ihm für 
den Fall, daß es ſeine Haltung in der Arbeiterfrage nicht ändern wolle, mit 
einer „ſchlimmen Wendung der Dinge“ gedroht wird. 


[Militay⸗Wochenblatt.] t v. Schwarzburg⸗Rudolſtadt Durch⸗ 
laucht, zum Gen.⸗Lt. a la u 9287 Ane 8 25 5 L. ae gau 
zum Gen.⸗Maſor A la suite der Armee, Fürſt v. Reuß ä. L. Durchl., zum 
Gen.⸗Major à la suite der Armee ernannt. Fürſt Carl v. Lichnowsky, Major & la 
suite der Armee, der Char. als Ob.⸗Lt. verliehen. v. Wiſſell II., Pr.⸗Lieut. 
vom 3. Niederſchl. Inf.⸗Regt. Nr. 50, von feinem Commando als Erzieher 
bei dem Cadettenhauſe in Berlin entbunden. Delius, Pr.⸗Lt. vom 5. Rhein. 
Inf.⸗Regi. Nr. 65, Marſch, Sec.⸗Lt. vom Schleswigſchen Inf.⸗Regt. Nr. 84, 
Graf v. Rittberg, Sec.⸗Lt. vom Garde⸗Jäger⸗Bat., commandirt als Er⸗ 
zieher bei dem Cadettenhauſe in Wahlſtatt, ſämmtlich von ihren Cou⸗ 
mandos zum 1. Mai entbunden. Rößel, Pr.⸗Lt. vom 1. Niederſchl. an 
Regiment Nr. 46, v. Dieskau, Prem.-Lieut. vom 1. Ma deburger Inf. 
Regt. Nr. 26 und commandirt als Erzieher bei dem Cadettenhauſe in Wahi⸗ 
ſtatt, zur Dienſtleiſtung als Erzieher bei dem Cadettenhauſe in Berlin 
vom 15. April d. J. ab, auf ein Jahr commandirt. Baron v. Lyncker, 
Sec Lt. vom 1. Oberſchl. Inf. ⸗Regt. Nr. 22, zur Dienſtleiſtung als Erzicher 
bei dem Cadettenhaufe in Potsdom, v. Buddenbrock, Pr.⸗Lieut. vom 2. Schl. 
Gren.⸗Regt. Nr. 11, Steinbart, Ja vom 3. Magdeb. Inf.⸗Regt. Nr. 66, 
Huguenel, Pr.⸗Lt. vom 4. Poſ. Inf.⸗Regt. Nr. 59, v. Heyden, Sec.⸗Lt. vom 
I. Hanſeat. In .⸗Regt. Nr. 75, v. Wulffen ., Sec.⸗Lt. vom 3. Niederſchl. 
Inf.⸗Regt. Nr. 50, Kreßner, Sec.⸗Lt. vom 1. 
ſechs zur Dieſtleiſtung als Erzieher bei dem Cadettenhauſe in Wahlſtatt, 
v. Grumbkow, Sec.⸗Lt. vom 2, Oberſchl. Inf⸗Regt. Nr. 23 und commandirt 
als Erzieher bei dem Cadettenhauſe in Berlin, Carſted, Sec.⸗Lieut. vom 8. 
Brandenb. Inf.⸗Regt. Nr. 64 (Prinz Friedrich Carl von Preußen) und com: 
mandirt als Erzieher bei dem Cadettenhauſe in Wahlſtatt, v. Khaynach, 
Pr.⸗Lt. vom Fan Nr. 38 und commandirt als Erzieher bei 
dem Cadettenhauſe in Berlin, vom 15. April d. J. ab als Lehrer bei dem⸗ 
ſelben Cadettenhauſe commandit. Henxiei, Pr.⸗Lt. vom Schleſ. Füſ.⸗Regt. 
Nr. 38 und commandirt als Erzieher bei dem Cadettenhauſe in Bensberg, 
v. Baczke, Pr.⸗Lt. vom 2. Poſ. Inf.⸗Regt. Nr. 19, Pachur, Sec.⸗Lieut. vom 


1. Niederſchl. Inf.⸗Regt. Nr. 46, deren Commando zur Dienſtl. als Erzieher f 


bei dem Cadettenhauſe in Berlin, Dühring J., Sec.⸗Lt. vom d. Ni derſchleſ. 
Aube. Nr. 51, deſſen Commando zur Dienſtleiſtung als Erzieher bei dem 


adettenhauſe in Kulm. Böckh, Sec.⸗Lt. vom 2. Rhein. Inf.⸗Regt. Nr. 38 


ſtatt, vorläufig bis zum 1. Mai 1809 verlängert,” 


Yrovinzial - Zeitung. 


Breslau, 2. April. [Die 8. Plenar⸗Sitzung des 20. Provinzial 
Landtags! fand am 31. März ſtatt. Nach Verleſung und e 


des Protokolls der letzten Sitzung wurden einige Adreſſen verleſen und ge⸗f 


nehmigt. y 

Hierauf trat der Landtag in die Berathung der Tagesordnung ein, indem 
er über die Verwendung des Reſtfonds der oberſchleſiſchen Notbftande elder 
und des Landgutes Altdorf in der Weiſe Beſchluß faßte, daß das Gebäude 


ch] des Landgutes Altdorf bei Pleß mit dem zugehörigen Acker, Wirthſchafts⸗ 


Inventar, Vieh und Geräthen und von dem Reitbeitand des Typhuswaiſen⸗ 
Fonds per 26,500 Thlr. den Betras von 20,000 Thlr. an den Landarmen⸗ 
Verband des Reg erungsbezirks Oppeln zur Einrichtung eines Waiſenhauſes 
für weibliche, vorzugsweiſe dem Landarmen⸗Verband angehörige, reſp. zur 
Laſt fallende Waiſen, den Ueberreſt des Typhuswaiſen⸗Fonds aber dem evan⸗ 
geliſchen Knaben⸗Waiſenhauſe in Creutzburg zu überlaſſen. 

Dem Antrage des zweiten Ausſchuſſes, welcher 1 über die Verwal⸗ 
tung der verſchiedenen Landarmen⸗ und Corrigenden⸗Verbände der Provinz 
Bericht erſtattete, wurde Folge gegeben, über deren Rechnungen Decharge er⸗ 
theilt und einige Poſten des neuen Etats normirt. Für die ausgeſchiedenen 
Ausſchuß⸗Mitglieder wurden erwählt: 

I, Für drei wirkliche Mitglieder: 1) der Gerichtsſcholz Schön: 
elder zu Friedersdorf, 2) der Kreistarator Thiel in Nicolſtadt, 3) der 
Erbſcholtiſeibeſitzer Allnoch zu Beigwitz. 


of. Inf.⸗Regt. Nr. 18, alle] B 


II. Für vier Stellvertreter: 1) der Bürgermeiſter Herrmann in 
Steinau, 2) der erg . Steiner zu Alzenau, 3) der Kaufmann 
Neumann in Liegnitz, 4) der Erbſcholtiſeibeſitzer Schober zu Knispel. 

In die Landarmen⸗Direction wurden für die Zeit oom 1. Januar 1869 
bis ult. December 1872 neugewählt: 

I. Für den Bezirk Breslau: Wirkliche Mitglieder: 1) von Sa: 
liſch auf Kratzkau, 2) Bürgermeiſter Wagner in Reichenbach, 3) Scholtiſei⸗ 
beſitzer Werner in Leubus. Stellvertreter: 1) Landesälteſter v. Uth⸗ 
mann auf Ober⸗Mahliau, Kreis Trebnitz, 2) Apotheker Sommerbrodt in 
Schweidnitz, 3) Erbſcholtiſeibeſitzer Dabiſch in Juliusburg. 

U. Für den Regierungsbezirk Liegnitz: Wirkliche Mitglieder: 
I) Frhr. d. Czettritz-Neuhaus auf Kolbnitz, Kr. Jauer, 2) Oberbürger⸗ 
meister Boed in Liegnitz, 3) Kreis⸗Tarator Stiller zu Hohendorf, Kreis 
Goldberg. Stellvertreter: 1) p. Sprenger auf Malitſch Kreis Jauer, 
2) Bürgermeifter Mathaei in Goldberg, 3) Scholtiſeibeſitzer Rothe zu 
Schlotnig, Kreis Liegnitz. \ i 

III. Für den Regierungsbezirk Oppeln: Wirkliche Mitglieder: 
1) Landrath il von Monts auf Jeroltſchütz, Kreis Creutzburg, 2) Bür⸗ 
germeiſter Müller in Creutzburg, 3) Kreis⸗Taxator Seidel zu Sarnau, 
Kreis Creutzburg. — Stellvertreter: 1) Landesälteſter von Wroch em 
auf Czerwentzütz, Kreis Ratibor, 2) Bürgermeiſter Berliner in Lublinitz, 
3) Erbſcholz Gebauer zu Alt⸗Tarnowitz. ; h 

Die Berichte über die Verwaltung der Irrenhäuſer ſchloſſen ſich an dieſe 
Wahlen an. Die Anträge des Aus ſchuſſes wurden in jeder Hinſicht genehmigt. 

Eine Petition des 2. ritterſchaftlichen Abgeordneten Groß⸗Strehlitzer 
Wahlbezirks, betreffend die Entſchädigung an der Rinderpeſt geſtorbenen 
Viehes, wurde abgelehnt. Er 

n einem weiteren Vortrage wurde die Verwaltung der landſtändiſchen 
Bibliothek erörtert, deren Etat feſtgeſetzt, und dem Curator derſelben, Generals 
Landſchafts⸗Repräſentanten Elsner don Gronow, für die umſichtige Ver⸗ 
waltung der Dank der Stände ausgeſprochen, ſo wie derſelbe gebeten, auch 
ferner ſich der Mühwaltung der Leitung der Bibliothek zu unterziehen. 

Nach Verleſung einiger Gegendenkſchriften und Schreiben wurde die 
Sitzung um 3½ Uhr geſchloſſen und die nächſte auf den 1. April Früh 
10 Uhr anberaumt. \ 


Breslau, 2. April. [Schwurgexricht.] Von den heute und geſtern 
zur 5 angeſtandenen Sachen iſt nur zu bemerken, daß zwei Ver: 
handlungen, weil Verbrechen gegen die Sittlichkeit vorlagen, unter Ausſchluß 
der Oeffentlichkeit ſtattfanden, daß die Verhandlung gegen den Tiſchlermeiſter 
Wilhelm Steinberg vertagt werden mußte, während die gegen den Tage⸗ 
arbeiter Ernſt Gottlieb Fröhlich aus Steiuau a. O., der des ihm zur Laſt 
gele ten neuen ſchweren Diebſtahls geſtändig war und deshalb mildernde 

uftande bewilligt erhielt, mit der Verurtheilung des Angeklagten zu 1 Jahr 
6 Monateu Gefängniß und den entſprechenden beiden Ehrenſtrafen endete. 


8—8 Breslau, 2. April. MRatheiifäg Volfsperein.] Die am 
31. März abgehaltene Verſammlung des Vereins war ſehr zahlreich beſucht. 
Der Vorſitzende, Herr Kaufmann Rockel, eröffnete dieſelbe um 8 Uhr mit 
folgender Mittheilung: Es iſt bekannt, daß höhere Schulanſtalten katholiſcher 
Confeſſion in unſerer Stadt entweder nicht vorhanden ſind, oder anderen 
Anſtalten gegenüber in ihrer Ausſtattung weſentlich zurückſtehen. Daher das 
Beſtreben, eine katholiſche Realſchule, und das ältere Beſtreben, ein zweites 
katholiſches Gymnaſium zu gewinnen. Das Matthias⸗Gymnaſium iſt trotz 
feiner Ueberfüllung nicht mehr im Stande, dem Bedürfniſſe zu genügen. In 
Folge deſſen hat Herr Conſiſtorialrath Dietrich ein Geſuch an den Miniſter 
des Unterrichtes abgefaßt, das der heutigen Verſammlung vorgetragen und 
in ihr mit möglichſt vielen Unterſchriften ſolcher Mitglieder ver cher werden 
ſoll, welche einen eigenen Hausſtand beſitzen. Redner trägt hierauf die 
Petition ihrem Wortlaute nach vor. Dieſelbe weiſe zunächſt darauf hin, 
daß das vorhandene Bedürfniß bereits mehrfach höheren Orts anerkannt 


und auch bereits ein Grundſtück für ein zweites Gymnaſium auserſehen 
worden ſei. Mit Wehmuth habe man neue Bauten für Evangeliſche einen 
nach dem andern emporſteigen ſehen, von dem Bau des zweiten 


katholiſchen Gymnaſiums verlautbare immer noch nichts. Den fathos 
liſchen Kindern ſei die Gelegenheit zu höherer Ausbildung vorent⸗ 
halten und das 1 50 Verhältniß walte in der ganzen Provinz ob. 
Dieſelbe beſitze evangeliſche, 8 katholiſche und ſimultane höhere 
Lehranſtalten. Weiter führt dann die Petition aus, daß d 
eliſchen Anſtalten verhältnißmäßig weit mehr Zuſchuſſe Seitens des 
Staates empfangen, als die lalboliſchen. Jene erhielten im Jahre 1864 aus 
Staatsfonds zuſammen 17,337 Thlr., dieſe dagegen nur 1923 Thlr. Ueber⸗ 
aus ſchmerzlich aber ſei die Zurückſetzung, welche die Katholiken Seitens hie⸗ 
ſiger Stadt erfahren müſſen. Während die neueſte Zählung 58,450 Katho⸗ 
liken und 98,825 Evangeliſche ergebe, hätten die Zuſchüſſe der Stadt 1864 
für die evangeliſchen Anſtalten 15,983 Thlr. betragen und ſich inzwiſchen 
noch namhaft vermehrt, während die Katholiken mit dem geringen Honorar 
5 katholiſchen Religionsunterricht abgefunden würden. S 0 ich weiſt die 


die evan⸗ 


etition darauf hin, daß bei der vorgetragenen Bitte die ganze Provinz bethei⸗ 
ligt ſei, erkennt die wohlwollenden Bemühungen des Magiſtrats an und 
bittet, entweder von Staats wegen ein zweites Gymnaſium hier⸗ 
ſelbſt errichten oder den Magiſtrat zur Errichtung eines ſolchen anhalten zu 
wollen. — Nachdem der Vorſitzende zu zahlreicher, ſofort zu vollziehender 
Unterſchrift aufgefordert und Herr bed Dietrich für ſeine viel⸗ 
fachen Verdienſte um die katholiſche Sache den be 
erhielt Herr Präfect Meer das Wort zu einem 
hältniß der Kirche zum Staate. 

„Demnächſt theilte Herr Conſiſtorialrath Schuppe mit, daß in Bezug auf 
die Verſammlungen des Vereins in nächſter Zeit eine unbeſtimmte Pauſe 
eintreten werde, und daß künftighin auch andere Angelegenheiten allgemei⸗ 
nerer Natur, vorzugsweiſe Communal⸗ und Staatsangelegenheiten, in den 
Kreis der Beſprechungen gezogen werden ſollen. 

Herr Pfarrer Dr. Wick, der nunmehr noch das Wort ergreift und von 
der i elng mit lebhaftem Zuruf e wird, bemerkt einleitend, 
daß er, wie der Verein mit rein Wc ingen begonnen habe, auch heute 
die Sitzungen deſſelben mit einem politiſchen Blicke auf die Gegenwart ſchlie⸗ 
ßen und die Frage erörtern wolle, wie es in politiſcher, ſocigler und veligid- 
ſer Beziehung in den maßgebenden Ländern ſtehe. Ein ſolcher Blick auf die 
geſammte Weltlage ſei für einen Verein von Zeit zu Zeit nothwendig, der 
vorzugsweiſe ein politiſcher Verein ſei. Redner beginnt ſeine Umſchau mit 
Nordamerika, kommt dann auf England liriſche ande Frankreich, Baden, 

aiern, Würtemberg und Oeſterreich (gegenwärt. Kumpf um das Concordat). 
Hierbei berührt er das mehrfach erwähnte Gerücht von der Loslöſung des öſter⸗ 
reichiſchen Territoriums von dem hieſigen Bisthum. Redner äußert ſich hier⸗ 
über ungefähr folgendermaßen: Jetzt hat man gar ſchon en m daß 
Oeſterreich.⸗Schleſien vom Breslauer Bisthum losgelöſt werden muß. Wir find 
natürlich froh, wenn wir ſie los werden. Aber ſie haben ſo ſpeculirt, daß Johan- 
nesberg auch dozu gehört und das iſt nicht der Fall. Das iſt Bisthumsgut, 
vom Gelde des Bisthums gekauft. Das bleibt uns, ſo gewiß, als wir einen 
König von Preußen haben, der preußiſches Eigenthum K au wird. (Leb⸗ 
haſter Beifall.) Nehmt Euch Eure Didcefe und laßt uns unſere Güter, dann 
ſind wir auseinander. Das iſt keine bloße Kirchenfrage, ſondern eine Staats⸗ 
rage. Schutz der Kirche in ihrem Eigenthum, das iſt eine Pflicht des Staa: 
tes und da bin ich vollſtändig ruhig. Höchſtens könnte das, was der öfter: 
reichiſche Theil des Bisthums beigetragen hat, herausgezahlt werden und 
dann lauft; da habt Ihr doch wieder einmal Silbergeld. (Heiterfeit,) — 
Der Redner kommt zum Schluß auf die Lage der 80 Kirche in 
Preußen und ſchließt dieſe Betrachtung mit dem Rufe: „ B00 Wilhelm, er 
lebe hoch!“ — Die Verſammlung ſtimmte in das dreifache Hoch ein und be⸗ 
Pen dann dem Redner durch lebhaften und andauernden Beifall ihren 

ank für ſeinen faſt zweiſtündigen Vortrag. Schluß der Sitzung gegen 
10% Uhr. 0 

$ Breslau, 2. April. [Evangeliſcher Schulverein und Prü⸗ 
ung der evangel. Vereinsſchule.] Die Anſtalt, welche der 1 
l e Schulverein“ vor nun 24 Jahren gegründet hat, iſt eine Mädchen⸗ 
Ale umfaßt 4 Klaſſen und bält die Mitte zwiſchen einer höheren Töchter⸗ 
ſchule und einer Elementarſchule, iſt alſo als eine Bürgerſchule für Mädchen 
m bezeichnen. Sie ward mit 


ten Dank ausgeſprochen, 
ortrage über das Ver⸗ 


5 dem Zwecke ins Leben gerufen, namentlich 
ür ſolche Mädchen eine Unterrichtsſtätte M bieten, welche durch perſönliche 
Verhaltniſſe in Gefahr find, dem evangeliſchen Glauben durch Einſchulung 
in katholiſche Anſtalten verloren zu gehen; ſie iſt aber auch im Allgemeinen 
eine um ſo größere Nothwendigkeit, als Breslau öffentliche Nm Mäd⸗ 
chenſchulen dieſer Stufe nicht beſitzt, und man von der Abſicht, ſolche zu 
errichten, wieder zurückgekommen zu Ja ſcheint, mindeſtens die Ausführun 

vertagt ſei. Kein Wunder, daß der Zudrang zu der evang. Vereinsſchule be 
weitem größer iſt, als die Möglichkeit der Aufnahme. An Raum in dem 
der Anſtalt gehörenden Gebäude (Schuhbrücke 35) würde es nicht fehlen, allein 
die Mittel erlauben leider lun Zeit eine abermalige Ausdehuung in Klaſſenver⸗ 
mehrung und Lehreranſtellung nicht. Die evangeliſche 1 5 ſich! 
ohnedies, von ſo ſchwankenden Anfängen in beſchränktem Miethlocale aus, 

raſch genug entwickelt unter ſichtlichem Segen des Höchſten und treuer Mit⸗ 
wirkung mancher biederer Menſchen, deren einer, ein dauernder und frei⸗ 
gebiger Wohlthäter derſelben, ſogar ſeinen Namen bis jetzt nicht hat bekannt 


dei 
Fr 


Landkreiſes.] 


iſt nun wieder 


des Hauſes. 
lichkeit 


werden laſſen, zufrieden mit dem Guten, das er ftiftet. So mögen denn 
die evangeliſchen Gemeindegenoſſen auch diesmal recht zahlreich zur Prüfun 
5 am 4. Avril rag, 214 Uhr im Examenſaale der Real 
chule „zum heil. Geiſt“) und zur Ausſtellung der weiblichen Handarbeiten 
(Dinstag den 7. April, Nachmittag 2 Uhr, im Schullocale Schuhbrücke 35, 
nicht Schmiedebrücke, wie im Programm verdruckt iſt) herbeikommen und 
ihre Freude daran haben: vielleicht tritt dann wiederum Einer oder der 
Andere dem Vereine bei, das Werk weiter fördern zu helfen. Die Schule 
11 306 Schülerinnen, darunter 116 mit Ganz⸗ und 13 mit . 

ier Knaben hat fie, aus ihren Mitteln das Schulgeld zahlend, in ſtädti⸗ 
ſchen Schulen untergebracht. — Die Generalperſammlung des Vereins 
findet Sonntag den 5. um 11 Uhr im Schullocale ſtatt. 


§— Breslau, 3. April. n des Breslauer 

Derſelbe hielt geſtern im Locale des landwirthſchaftlichen 
Clubs ſeine vierteljährliche Generalverſammlung ab. Den Vorſitz führte 
Gutsbeſitzer Friedenthal (Domslau). Auf Grund eines pon der Revi⸗ 
ſions⸗Commiſſion erſtatteten Berichts über die Reviſton der Bücher und der 
Kaſſe, wobei Alles in ſtatutenmaͤßiger Ordnung befunden wurde, wird dem 
Kaſſirer, Herrn Kaufm. P. Riemann, Decharge ertheilt. Dieſer erſtattet 
bierauf den Kaſſenbericht pro I. Quartal 1868. Nach demſelben betrug die 
Mitgliederzahl 84. Die Mitglieder guthaben erreichten die Höhe 
von 3217 Thlr. 25 Sgr. (2913 Thlr. im Vorjahre), die Zinſen betrugen 
207 Thlr. 28 Sgr. 6 Pf., Spareinlagen und aufgenommene Capita⸗ 
lien 11,531 Thlr. 19 Sgr. 5 Pf. (in den 3 Vierteljahren des Vorjahres 
nur 13,245 Thlr. zuſammen). Gi ſe wurden zurückgezahlt 10,395 
Thlr., der Reſervefonds betrug 47 = r. 12 Sgr. 3 Pf., und eine Ein: 
nahme bei den Verwaltungskoſten 1 Thlr. 3 Sgr., die Summe der Ein⸗ 
nahmen mithin 25,460 Thlr 28 Sgr. 2 PL Die Ausgaben betragen an 
zurückgezahlten Mitglieder⸗Guthaben 50 Thlr Zinſen 21 Th. 19 Sar. 6 Pf. zurüd- 
gezahlte Spareinlagen 197 Thlr. 10 Sgr. 1 Pf., ge ebene Vorſchaſſe incl. Jer 
gationen 24,265 Thlr. (gegen 25,470 Thlr. vom April bis 31. Dec. 1867), Ver⸗ 
waltungskoſten 47 Thlr. 26 Sgr. 6 Pf., Beſtand am 31. März c. 879 Thlr. 
2 Sgr. 1 Pf., zuſammen 25,460 Thlr. 28 Sgr. 2 Pf. — Demnächſt wurden 


die Herren Gutsbeſitzer Hütter und Hanke aus Domslau zu Kaſſen⸗Revi⸗ 


foren ernannt. Letzter Gegenſtand der Tagesordnung war Reviſion der 
Statuten, da ſich durch die Praxis einzelne Abänderungen derſelben, reſp. 
uſätze zu verſchiedenen Paragraphen, als nothwendig herausgeſtellt haben. 
Der Ausſchuß hat dieſelben berathen und empfahl ſie der Verſammlung zur 
Annahme. Dieſelbe erfolgte, nachdem der Vorſitzende und der Kaſſirer die 
einzelnen Vorſchläge motivirt hatten, durch große Majorität. Nach den an⸗ 
genommenen Aenderungen und Zuſätzen beginnt das Geſchäftsjahr des Ver⸗ 
eins nunmehr mit dem 1. Januar. Der Kaſſirer iſt fernerhin ermächtigt, 
Darlehne an Mitglieder bis zur Höhe ihres Guthabens ohne ſpecielle, vom 
Vorſitzenden und Kaſſen⸗Curator unterſchriebene Anweiſung zu eben. Durch den 
Vorſtand dürfen Vorſchüſſe an neue Mitglieder auch dann gegeben werden, wenn 
dieſe noch nicht 4 Wochen Mitglied find, wie die Statuten dies bis jetzt verlangten. 
Die Verzinſung der Spareinlagen ſoll ſich in Zukunft nach dem allgemeinen Zins⸗ 
ſatze, nach ihrer Höhe und der Zeit ihrer Unkündbarkeit richten. Neu ein⸗ 
tretenden Mitgliedern werden die theilweiſe eingezahlten Stammantheile im 
erſten Jahre nicht verzinſt, ſowie in derſelben Zeit die voll eingezahlten 
Stammantheile auch keine Dividende erhalten. Den Partialeinzahlungen 
wird überhaupt nur eine Verzinſung von 4 pCt. gewährt, ſobald die Divi⸗ 
dende für die voll eingezahlten Stammantheile 4 pCt. oder darüber beträgt. 
Der Kaſſirer endlich wird auch ermächtigt, je nach Maßgabe des Kaſſenbe⸗ 
ne Darlehen auf Lombard (Fauftpfand, Staatspapiere u. ſ. w. höchſtens 
is 15 pCt. unter dem Tagescurſe) bei einer Verzinſung, wie ſie wöchentlich 
vom Vorſtande nach dem Stande des Zinsfußes feſtgeſetzt wird, Hehe! eit 
ſofort zu gewähren. — Mit den beiten Wünſchen für das fernere es 
des Vereins ſchloß der Vorſitzende hierauf gegen 12½ Uhr die Sitzung. 


+ Glogau, 2. April. ink Tageschonik.] Zum Vortheil der noth⸗ 
leidenden Volksſchulehrern Oſtpreußens, ihrer Wittwen und Waiſen, fand am 
Sonnabend ein von 85 Sängern und 60 Muſikern veranſtaltetes großes 
Concert ſtatt, welches eine Einnahme von 218 Thlr. erzielte Das wirklich 
großartige Concert hat ſehr befriedigt. — Am Sonntag wurde in der evang. 
Garniſonkirche der neue Diviſtonsprediger Richter durch den Oberprediger 
Händler aus Poſen eingeführt. A der trefflichen Antrittspredigt zeigte 
ſich Hr. Richter als ein ganz vorzüglicher Kanzelredner. — An dem hieſigen 
königl, kathol. Gymnaſium fand am 30. März unter dem Vorſitz des Hrn. 
Geh. Regierungs⸗Rathes Dr. Dillenburger aus Breslau die Abiturienten⸗ 

rüfung ſtatt. Von den fünf Schülern der Anſtalt, welche Ein: der münd⸗ 
lichen Prüfung unterzogen, erhielten vier das Zeugniß der 
Montag fand eine Verſammlung ſämmtlicher Innüngsvorſtände im Saale 
zu Friedensthal ftatt, um die Schritte zu berathen, welche gegen die Anord⸗ 
nung des Magiſtrats, nach welcher ein jeder Handwerker bei Aufnahme eines 
Lehrlings einen Thaler zur Handwerkerfortbildungs⸗Schule zu zahlen habe, 


unternommen werden ſollen. Man einigte ſich, eine aus 9 Perſonen heſte⸗ 


hende Commiſſion zu wählen, welche eine Beſchwerdeſchrift über das Ver⸗ 
14 705 des Magiſtrats in dieſer Angelegenheit abfaſſen und dieſe dann der 
önigl. Regierung in Liegnitz durch eine Deputation überreichen ſoll. — Das 
ſeit längerer Zeit erledigte Syndicat der hieſigen Fürſtenthums⸗Landſchaft 
eſetzt worden, die Landſchafts⸗Aelteſten haben den Kreisrich⸗ 

ter Habicht aus Schubin zum Landſchafts⸗Syndicus gewählt. 
, Kattowitz, 3. April. [Exploſion.] Heute Vormittag 
94 Uhr wurde unſere Stadt durch einen ſtarken Knall erſchüttert. Bald 
verbreitete ſich das Gerücht, daß eine Exploſton in einem Hauſe an der 
nach Brwynow führenden Chauſſee ſtattgefunden und den Tod zweier 
Menſchen veranlaßt habe. Als ich mich ſofort an die Unglücksſtätte 


begab, bot ſich meinen Augen eine erſchütternde Scene dar. — Das 


Haus, hölzern und mit Stroh gedeckt, war auf der einen Seite der⸗ 
artig nach Innen gedrückt, daß die Balken gebrochen, das Dach theil⸗ 
weiſe abgedeckt und ſämmtliche Fenſterſcheiben der Vorderſeite zerſplittert 
waren. Die Bewohner ſelbſt, ein Bergmann mit ſeiner Frau, lagen 
vollſtändig entkleidet und auf gräßliche Art verſtümmelt, in der Naͤhe 
Die Urſache der Exploſion iſt aller Wahrſchein⸗ 
nach folgende. Der Bergmann befand ſich im Beſitz 
von Nitroglycerin und bewahrte daſſelbe in einer dicht vor 
dem Hauſe befindlichen Kartoffelgrube auf. Heute Morgen wollte 
er das Sprengöl jedenfalls benützen, begab ſich an den Be: 
wahrungsort und brachte daſſelbe durch Unvorſichtigkeit zur Exploſton. 
Die furchtbare Gewalt derſelben riß ihm den Kopf und beide Beine 
ab; Theile der Hirnſchale ſowie das Gehirn fanden ſich im Garten, 
ein Bein ſogar in einer ca. 50 Schritt entfernten Sandgrube vor. 
Die Frau muß in dem Augenblicke der Exploſion aus dem Hauſe ge⸗ 
treten fein; fie wurde, nach den auf dem Strohdache befindlichen Blut: 
ſpuren zu urtheilen, zunächſt auf das Dach geſchleudert und fiel dann 
auf die rechte Seite des Hauſes. Auch ihr ſind beide Beine abge⸗ 
riſſen, ſowie der ganze Körper zerquetſcht. Die Kleidungsſtücke der bei⸗ 
den Verunglückten hingen in Fetzen an dem beim Hauſe befindlichen 
Bäumen. Eine Pflegetochter der Verſtorbenen begab ſich kurz vor der 
Kataſtrophe in die Stadt um Einkäufe zu machen, welcher Anblick er⸗ 
wartete ſie bei ihrer Rückkehr! 


Breslau, 4. April. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 17 F. 6 Z. U.⸗P. 5 F. 3 3. 
Telegraphiſche Depeſchen 


aus dem Wolff'ſchen Telegraphen⸗Bureau. 

Paris, 3. April. Die „France“ ſchreibt: Die Wahl des Herrn 

v. Maupas zum Berichterſtatter der Senats-Commiſſion für das Ver⸗ 
einsgeſetz ſcheint dafür zu ſprechen, daß die betreffende Commiſſion dem 
Senat empfehlen wird, das Vereinsgeſetz zu nochmaliger Berathung an 
den geſetzgebenden Körper zurück zu verweilen. — Der dieſſeitige Ge⸗ 
ſandte am Florentiner Hofe, Baron Malaret, iſt hier eingetroffen; der 
Aufenthalt deſſelben wird 3 bis 4 Tage dauern uud betrifft ausſchließ⸗ 
lich perſönliche Angelegenheiten. 

Paris, 3. April. Die Einnahmen der lombardiſchen Eiſenbahn betru⸗ 
en in der Woche vom 18. bis 25. März 2,241,837 Fres., gegen die ent: 
prechende Woche des Vorjahres eine Mehreinnahme von 457,698 Fres. 

London, 5. April, Nachts. Im Unterhauſe beantragt Disraeli 
die Oſterferien bis zum 20., die Budgetvorlage am 23., die Hort: 
ſetzung der iriſchen Debatte am 27. April und kündigt die entſchiedene 
Bekämpfung der Gladſtone'ſchen Anträge an. Die Vorſchläge Disraeli's 


wurden genehmigt. 


eife. — Am 
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London, 3. April, Nachts. [Unterhaus.] Die Abſtimmungen er⸗ 
gaben 270 für, 330 Stimmen gegen Stanley 's Amendement, 328 für, 
272 Stimmen gegen Gladſtone's Antrag. 

Letzterer wird ſomit zur Comiteberathung überwieſen. Ungeheurer 
Beifall der Liberalen. Mehrere Prinzen und Prinzeſſinnen waren 
anweſend. ; x 

Florenz, 2. April. Marquis Pepoli iſt geftern auf feinen Geſandt⸗ 
ſcha spoſſen nach Wien abpeef ae Am 3. ei die Re ler 
miſſion ihre erſte Sitzung ab, und wird ſich ſofort conſtituiren. 

Liſſabon, 3. April. Anderweitige Berichte aus Rio de Ja⸗ 
neiro, vom 8. März datirt, enthalten folgende Einzelheiten: Das 
braſilianiſche Panzergeſchwader hat am 19. Februar die Vorbeifahrt 
bei Humaita erzwungen. Das Geſchwader beſtand aus 6 Schiffen. 
Die Feſtung wurde nach der Flußſeite von 180 Geſchützen vertheidigt. 
Drei Schiffe warfen vor Tayi Anker, welcher Ort von den Braſilia⸗ 
nern beſetzt wurde. Die anderen 3 Schiffe gingen bis zur Hauptſtadt 
Aſuncion auf; die Brafilianer fanden dieſelbe von den paraguitiſchen 
Truppen verlaſſen. An demſelben Tage eroberte Marſchall Caxias 
durch einen Vayonnettangriff eine im Norden der Feſtung belegene Re⸗ 
doute und erbeutete 15 Kanonen. Die Paraguiten verloren 1500 
Mann Todte, Verwundete und Gefangene. 

Gleichfalls an demſelben Tage, am 19. Februar, iſt in Montevideo 
eine blutige Revolte ausgebrochen. Der Präſident der Republik Uru⸗ 
guay, General Flores, wurde ermordet. Es fand ein kurzer Kampf 
ſtatt, welcher mit der Niederwerfung der Revolte endete. Die Bevölke⸗ 


rung von Montevideo hielt zu Flores und dem Bündniſſe mit Bra⸗ 24 


ſilien. Der gefangen genommene Anführer der Rebellen, Berro, 
wurde füſilirt. Die Ruhe war bald wieder hergeſtellt, und es wurde 
ſofort in der Perſon des bisherigen Kriegsminiſters, Generals Lorenzo 
Battle, ein neuer Präſident der Republik erwählt. 

Liſſabon, 3. April. Nach weiteren hier eingegangenen Berichten 
aus Rio de Janeiro wurde die Hauptſtadt Paraguays von dem bra- 
ſilianiſchen Geſchwader bombardirt; auf Vorſtellungen des Miniſters 
der auswärtigen Angelegenheiten Berges, welcher ſich als Parlamentär 
an Bord des Geſchwaders begab und mittheilte, daß die Stadt gänz: 
lich von Truppen entblößt ſei, wurde das Bombardement eingeſtellt. 
— Der Präſident Lopez hat einen großen Theil der Offiziere von Hu⸗ 
mahti erſchießen laſſen, da er den Abfall derſelben befürchtete. — Ge: 


rüchtweiſe verlautet, Lopez beabſichtige über, Chaco nach Bolivia zu N 


flüchten. 

Konſtantinopel, 2. April. Die heutige „Turquie“ ſagt über die Lage 
auf Kreta: Das einzige Hinderniß der vollſtändigen Baticification der Inſel 
Kreta iſt der von dem ruſſiſchen Geſchwader ausgeführte Transport ganzer 
Familien von Kreta nach Griechenland. 

Alexandria, 29. März. Nach der neueſten japaneſiſchen Poſt 
aus der Hafenſtadt Hiogo war die Ruhe wieder hergeſtellt und der 
Krieg zu Ende. Wegen der Sicherheit der Ausländer hatte man keine 
Beſorgniſſe mehr. 

Die Daimios Satſuma, Tſchoiſchu und Zoza haben die Regierung 
übernommen, (T. B. f. N.) 


Waſhington, 2. April. Das mit der Führung der Anklage ger]. 


gen den Präſidenten beauftragte Comite brachte Zeugen vor, um zu 
beweiſen, daß Johnſon verſucht habe, Stanton ohne Conſens des Ge: 
nats vom Amte zu entfernen. Gleichzeitig erfolgte die Vorlegung von 
Aktenſtücken zum Belege dafür, daß Johnſon Anſtellungspatente in 
Uebereinſtimmung mit den Vorſchriften des Aemterbeſetzungs⸗Geſetzes 
(tenure of office law) ausgefertigt und dadurch ſelbſt die verbind⸗ 
liche Kraft eben dieſes Geſetzes thatſächlich anerkannt habe. (T. B. f. N.) 


Breslauer Börſe vom 4. April.] Schluß⸗Courſe. (1 Uhr Nachm.) 
Ruf). Papiergeld 83% —%, bez. u. Br. Oeſterr. Banknoten 83% %— bez. 
Schleſ. Rentenbrieſe 91% bez. Schleſ. Pfandbriefe 834,83 bez. Oeſterr. 
National⸗Anleihe 55 Gd. Freiburger 11944 bez. u. Br. Neiſſe⸗Brieger —. 
Oberſchleſiſche Liu. A. und C. 187 Gld. Wilhelmsbahn 86 bez. Oppeln 
Tarnowitzer 771, Gd. Oeſterr. Creditbank⸗Actien 82% Gld. Schleſ. Bank⸗ 


Verein 112 Br. 1860er Looſe 72% Br. Amerikaner 76 bez. Warſchau⸗ 
Wiener 59% Br. Minerva 36% Br. Baier. Anleihe — —. Italiener 


48% bez. 
Dun Breslau, 4. April. Preiſe der Cerealien. 
Feſtſetzungen der polizeilichen Commiſſion pr. Scheffel in Silbergroſchen. 
fein mittel ordin. fein mittel ordin. 


Weizen, weißer 120—122 117 107111 [Gerſte 62--65 60 55—58 
do. gelber, 119—121 115 107— 111. Hafer 
Roggen, ſchleſ. 87 86 84-85 Erbſen 425 
do. fremder 83—84 82 80—81 h 
Notirungen der von der Handelskammer ernannten Commiſſion zur Feſtſtellung 


40 { 
76—78 72 68—70 


der Marktpreiſe von Maps und Rübſen. 
er 23 bd 1 196 15 176 
interrübfen.. 185 175 165 ; 
Sommerrübſen 170 160 150 | Pr. 150 Pfd. Brutto in Sgr. 
Dotter 164 154 144 


Loco- (Kartoffel⸗) Spiritus pr. 100 Qrt. bei 80% Tralles 
19 Br., 18% Gld. 


Officiell gekündigt: — Ctr. Weizen. 4000 Ctr. Roggen. — Ctr. Leindl. 
200 Ctr. Rüböl. 20,000 Urt. Spiritus. 250 Ctr. Rapskuchen. — Ctr. Hafer. 


Telegraphiſche Courſe und Börſennachrichten. 
N 1 Laſeappides 5 9007 


London, 3. April, Nahmilkana 4Ubr. Shluß:Eourfe: Conſols 15 
exi⸗ 


7 


39 37—38 


- 


Hamburg, 3. April, Nachm. 2 Uhr 30 Min. [Getreidem 
und Roggen auf Termine flau. Weizen pr. April 5400 Pfd. netto 17 
Bancothaler Br., 176% Gld., pr. Frühjahr 177 Br., 176 Gld., pr. Is 
Auguſt 175 Br. u. Gld. Roggen per April 5000 Pfd. Brutto 131 Br 
130 Gld., pr. Frühjahr 130 Br. u. Gld., pr. Juli⸗Auguſt 116% Br., 
2355 Yeler ieh 27 A man loco ger felt 2 515 her October 
23%. ritus ruhig, zu 29 Angeboten. affee feſt. Zink ſtille. — 
Sehr Ihönes Wetter] a A en 

Liverpool, 3. April, Mittags. Baumwolle: 20—25,000 Ballen Umſaßz. 
New⸗Orleans 12%, Georgia 12. Fair Dhollerah 10%, Mizddling fair 
Dhollerah 10%. Good middling Dhollerah —, Bengal 9. Good fair Bengal 
—. Fine Bengal —. New fair Oomra —. Good fair Oomra 10%. Pernam 
gyptiſche — Smyrna —. Orleans ſchwimmend 12%. Savannah 
. Schwimmende Mobile — Schwimmende Amerikaner — Oomra 
Wee en (80100 eee 840% g 

ochenumſa 3,000, zum Exvort verkau „710, wirklich exportirt 
14,789, Conſum 100,000, Vorrath 312,000 Ballen. - 1 
etersburg, 3. April. [Schluß⸗Courſe.] Wechſelcours auf London 
3 Monate 32% D., do. auf 0 3 Monate 29 /, Sch., do. auf Amſter⸗ 
dam 3 Monate 163% Ct., do. auf Paris 3 Monate 343% Cts. 1 
Prämien⸗Anleihe 126%. 1866er Prämien⸗Anleihe 13%. Imperials —, 
Bien e u. Iroduct 
etersburg, 3. April. [Productenmarkt.] Gelber Lichttalg pr. 

Auguſt (mit Handgeld) 47. Sonnenblumen ⸗Oel pr. Mai⸗Juni 460, Ha 
pr. Juli 33%, do. 1866er Waare 35. x N el 

Mancheſter, 3. April Nachm. (Von Hardy Natan und Sons.) Garne, 
Notirungen per Pfund: Zor Mule gute Mittel⸗Qualität 14% D. 30r Water, 
beſtes Geſpinnſt 17% D. 40r Mavoll 16 D. 40r Mule, beſte Qualität 
wie Taylor zꝛc. 18 D. 60r Mule, für J. und China paſſend, 20% D. 
Stoffe, Notirungen per Stück: 8% Pfd. Shirting prima Calvert 147 D. 
dto. gewöhnliche gute Makes 141 D. 43 inches ½r printing Cloth 9 Pfd. 
2—4 oz. 162 D. — Sehr feſt, Hauſſe. 
Liſſabon, 2. April. Weitere pr. Dampfer „Oneida“ eingegangene Nach⸗ 
richten aus Nio de Janeiro vom 11. v. M. melden: Kaffeeverkäufe voll⸗ 
ſtändig über Werth, jedoch ſehr beſchränkte Umſätze. Nach Europa wurden 
ſeit letzter Poſt 12,000 Sack, nach Nordamerika 22,000 Sack abgeladen. Vor⸗ 
rath 130,000 Sack. Good firſt 8500 Reis. Cours auf London 18 D. 

Paris, 3. April, Nachmittags. Rüböl, pr. April 96, 50, pr. 
Auguſt 93, 00, pr. September⸗December 92, 50 Baiſſe. Mehl pr. April 
92, a 105 5 u 78. 1 BE haben 00, 
London, 3. April. Getreidemarkt. (Schlußbericht). Fremde Zufuhren 
jeit letztem Montag: Weizen 25,910, Gerſte 17.520, hehe die — 
ters. Engliſcher Weizen zu Montagspreiſen verkauft, fremder außerordent⸗ 
lich ruhig, Preiſe nominell, unverändert. Gerſte und Hafer ſtetig. Leindl 
ab Hull loco 33%. — Sehr ſchönes Wetter. 

Amſterdam, 3. April, Nachmitt. 4 Uhr 30 Min. Getreidemarkt 
(Schußbericht). Weizen ſtill. Roggen loco ſtill, auf Termine flau, pr. 


. 


uli⸗ 


Mai 282, pr. Juni 280%. Raps pr. April 6644, pr. October 68. Rub dl 
pr. Mai 35, pr. obeinbetsDechr, 5675. rei 

ar 3. April, Nachmittags 2 Uhr 30 Minuten. Petroleum⸗ 
pr. September 47 bez. 


..... ne age ne pn nn nn ne c 
Berliner Börse vom 3. April 1868. 


Fonds uud Geld- Course. 


Eisenbahu-8tamm-Aotien. 


Freiw. Staats-Anl.. 3 96 % G. 

Staats-Anl, von 185915 104% bz. Dividende pro 1866, 
dito 1884. 56,4½ 95 % ba kachdett Iastri f 
dito 1867.80 4 195% bz. \msterd. Rottd. | 48), 
dito 1866141121057, b Berg,-Märkische | 8 
au 18 8 de Berlin-Anhalt. 18 ½ 
dito 180 14 980 * Paare * 8 
dito > 3 Berlin-Hamb 9 
dito 18624 189% de. Verl. Fand Med 16 


Staste-Schuldschelng 33 1 be Berlin-Stettin 


Präm,-Anl. von 18583710 Böhm.-Westb. . .| 5 

Berliner Stadt-Oblig. 4196! 25 Sani ei 1 9.0 
. Jöln-Mi ed 

pommersche . .|34g175 8 


m 


2 (Kur- u. Neumärk.|31/g1761 0 
2. 2 
Posensche . . 44. — e 
dito 
Galiz. Lud wigsb. 
Ludwixsh, Bexb. 10% 
Magd.-Halberst. 
Magd.-Leipzig. 
Mainz-Ludwgah, 
Mecklenburger. 
Neisse-Brieger. . 
Niedrschl.-Märk. 


di 

Schlesische .. 131g) — — 
Kur- u. Neumärk.|4 905 B. 
Pommersche . 4 00 % bz 
Posensche . 4 890 z 
Preussische. . » 1 8 ½ ta 
Westph. u. Rhein.] 92%, ba. 
5 (Sächsische . .../4 . 


ntenbriefe, Vtanad 


2% ba. 
01½ be. u B. NiedrachL Zwgh, 


Schlesische 4 
Louisd'or 112½ C Nr Bk. sh bz, Nordbahn, Hess. — 
Goldk. 9. 11½ C. IRuss, Ekn. 83% b,6 Oberschl. K. 12 
Ausländische Fonds. a Et 1 
Hegterr. Metalliques 5 j49% ds. Dest.-Fr. St-B. | — 
dito Nat.-Anl. .5 185% ti. u. 0 |Nestr.südl, St.- B.] — 
dito Tove s [121% ba r 
dito, dies 64, 189% ba . Oderuf. St. A. — 
dito Fler Pr. A. 4 60 etw. bz. [ Oderut St — 
uche ne ren , . BL e 0 e 
tal, neue Öproc. Anl. b. u. G. dire Stamm. — 
Anl. 10e ea & Da. Rhein-Nahebahn| 0 


Russ.-Eugl. 
lite Foln.-Sch.-Obl. 4 |66 %. Stargard-Posen , 


Dr 


Poln.Pfandbr. III. Em. 1 61d bz. Thüringe 
dito Liqw.-Pfandbr, 4 5 24% ba. Wann 
deig Oil 509 LA 11615 0. . 
dito 300 El. |92 oa „ 
Kurhess. 40 Thlr. Obl. — IR 3 Bank- und Industrie-Paplere. 


£ B. 
El. Loose — 28 76 be, 


Baden. 35 8 K -V. 12 9¹ 189 6. 
Amerikan. 'St-Ant, 4% 1653 Fate * 0 eb 0 te, br 
Bisonbahn-Priorltäte-Action. ee Bank. 8 gu 1031 8 

ert Märkische . . 4½ 96 k. 5 Zettelb.| 4 5 96 ½ 8 
— — 1 — — 4 5 Geraer Bank. 1% | öl 90 5 Dz 
‚dito Ii . 8. 300g. 34% 78 et, b u 5H tennerenehe 5. 5s — a de 
Goln-Minden „.... 4 93 Q. Hamb, Nordd. B. 8) 7 110 6. 
dito 1.5 302 7ÿ 0. „ Vereins-B. 1 110% Gf. 
dito 4 184%, 6. Königsberger E. 770 — 113.0, 
dito III. 4 87 0 Luxemburger B. 6 — 91 ½ e w. ba 
dito 57 % bz Magdeburger B. 5 4 91% et. bz. 
dito IV. 4 834, ba. Posener Bank 74a | — 1 0 | 
dito v. 4 18314 be. Preuse, Bank-. 10% — 4 8 8.0 
1 en) PM 821, bz. Thüringer Bauk 4 | 4 67 ow. ba, 
to m eimar ..... 4. — 1 : 
dito IW. Em. 41487 et, b. u. B 4 n 
Gal. Ludwigsb 814 be. u. B Yon 
Nieder d Mär „14 615 2 Bert. Hand Seh, 2 1 e. 
7 1 1 burg. Credb. A. 4 — 74 B. 
2 e 7 2 12 645 4 Darmstädter 6.³ — 89 br. 
N 2. Dessaue 7 80 — 24, 
Ndechl. Zweigb.L.C.|6 100 C. 9 1 — . 
Oberschlen. A. 4 ise. Cem at . 0 10% ba 
dito B. 3 ½ 078 B, Genfer Gredb.- 1 J. 244, et. ba. 
„% ee | | ZUR MER, 
755 E. 95 112 Moldauer Lds. B. — — 2 7 au 
id = 4 17 be. * Hes red a. — — 2% A894, br, 
dito ea, 92½ u Sehl, Bank-Ver, | Tg | — 111% 8. 
Oesterr.-Franz., , q 3 1265 . pr kan 
Vesterr, südl. St.-B. 3 214 „. 4 
#hein, v. St, gar. 41 ar Minerya „2... — — 36% ot. ba. 
R ein-Nahe-E gar. „411931, br. Fbr.v,Eisenbat. 10 121g 137½ 6. 3 


eng e ee 
. Breslau, 4. April. Bei matter Stimmung fanden die aulängticpen 
Angebote am heutigen Markte nur brſchränkte Beachtung, obwohl Inhaber 
ihre Forderungen begchtenswerth ermäßigten. g 
Weizen bei ruhiger Kaufluſt, pr. 84 d. ſchleſiſcher weißer 108—123 
gelber 107—121 Sgr., feinſte Sorte 2: i l 
Roggen war entſchieden matter, pr. 84 Pfund ſchleſiſcher 84 4 
83 Sar., fremder 80—84 Sgr., feinſte Sorte über Nori bezahlt. — Berk. 
ſchwacher Umſatz, pr. 74 Pfd. gelbe 56—88 Sgr., helle 59 gr., weiße 
6465 Sgr., feinſte Sorte über Notiz bezahlt! Hafer war rubiger, 
pr. 50 Pfd. 3740 Sgr., feinfte Sorte über Notiz bezahlt. — Erbſen 
ſchwer verkäuflich. — Widen ohne Beachtung, pr. 90. Pfd. 58—62 Sgr. 
Oelſaaten in matter Stimmung, — Lupinen wenig Umſatz, pr. 90 db. 
gelbe 38 —44 Sgr., blaue 40—44 Sgr. — Bohnen offerirt, pr. 90 Pfd. 
42100 Sgr. — Schlaglein elles Geschäft. — Rapskuchen matter 
ſchleſiſche 60-62 Sgr., fremde 52—55 Sgr. pr. Centner. — Mais (Kuku⸗ 
ruz) mehr angeboten, 74—78 Sgr. pr. Oct. S 


Sgr., 


Die Weinhandlung bon 14087) 


L 
Jutrosins a & Littmann, 
u vormals Carl Krause, 5 
Nikolaiſtraße Nr. 8, empfiehlt ih zur geneigten Dead 


Verantwortlicher Redacteur: Ur. Stein, 
Druck von Graß, Barth u. Comp. (W. Friedrich) in, Vresta . 
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Schluß: Bericht.) Ruhig. Raffinirtes, Type weiß, loco 44% Br., 


3 Sgr. über Notiz bezahlt. 17 
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